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Politiſche Verhältniſſe der Staaten der Union 
zu einander. 


Das Beſtreben unabhängiger Gemeinden in Amerika, in po⸗ 
litiſche Verbindungen zuſammenzutreten, tritt bald nach der 
Anſiedelung der Colonien in Neu⸗England, etwa gegen die 
Mitte des 17. Jahrhunderts zuerſt hervor. Schon im Jahre 
1607 hatten Engländer in Virginien eine Niederlaſſung ge⸗ 
gründet, etwa ein Jahrzehnt ſpäter Holländer eine ſolche 
in Neu⸗York und noch einige Zeit ſpäter faßten Engländer 


feſten Fuß in dem fpäter ſ. g. Neu⸗ England. 


Jene Niederlaſſung der Holländer in Neu-York wurde 
für die Colonien engliſchen Urſprungs der Grund, ein Offenſiv⸗ 


und Defenſiv⸗Bündniß zu ſchließen, welchem fie den Namen 


„die Vereinigten Colonien von Neu⸗England“ beilegten. Die 
gemeinſamen geſetzlichen Beſtimmungen dieſer erſten Confö⸗ 
deration bezogen ſich lediglich auf das Verhältniß der— 
ſelben zu den Indianern, auf das Kriegsverhält— 
niß, und auf die gegenſeitige Auslieferung von 
Colonie⸗ Angehörigen, die ſich der Gerechtigkeit 
durch die Flucht entzogen hatten); wogegen jeder ein- 
zelnen Colonie ihre Geſetzgebung und Verwaltung vorbehalten 


) Tucker. History of the United States. Philadelphia 1856. 
1.29. 
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verblieben. So einfach und klar auch die über die Zwecke dieſes 
Bündniſſes niedergelegten Beſtimmungen waren, ſo ſind doch 
dieſelben häufig eine Urſache bittern Streites geworden!). 

Die Betrachtung der wichtigen, wiewohl beſchränkten 
Befugniſſe jener erſten Union iſt um fo intereſſanter, als die⸗ 
ſelben den Hanptbeſtandtheil der Berechtigungen ausmachen, 
welche der ſpätern Union der Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
Amerika beigelegt worden ſind. 

Die zweite politiſche Vereinigung, welche unſere Auf⸗ 
merkſamkeit in Amerika beanſprucht, war die aller engliſchen 
Colonien an der atlantiſchen Küſte, die in Folge der Empfeh⸗ 
lung ihrer im September 1774 in Philadelphia verſammelten 
Abgeordneten bald darauf begründet wurde. 

Als nämlich die Colonien, weil die engliſche Regierung 
ſie eines Theils ihrer unveräußerlichen Rechte beraubt hatte, 
Abgeordnete zu jenem allgemeinen Congreſſe nach Philadelphia 
entſandten, wurde es in keinerlei Weiſe beabſichtigt, ſich von 
der Krone Englands loszuſagen; vielmehr war die allſeitige 
Abſicht ausſchließlich die, eine Abhülfe ihrer mancherlei Be: 
ſchwerden herbeizuführen. 

Einigen dieſer Abgeordneten wurde ſogar keine andere 
Inſtruction ertheilt, als dem Congreſſe beizuwohnen, wie dies 
der Fall mit Neu-York und Neu-Jerſey war. 

Die Hauptbeſchwerde beſtand darin, daß, während nach 
der engliſchen Verfaſſung kein Landestheil der Beſteuerung 
unterworfen werden durfte, deſſen Vertreter nicht als Mit⸗ 
glieder des engliſchen Parlaments gehört waren, die Colonien 
ohne alle Vertretung im Parlamente geblieben waren, und 
daß ihnen auch nicht geſtattet wurde, ein eigenes Parlament 
zu beſitzen. 


2) Tucker. I. 29. 
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Als eine zweite Hauptbeſchwerde wurde bezeichnet, die 
Beeinträchtigung der perſönlichen Freiheit der Coloniſten, 
welche nämlich, ſtatt wie Engländer von Geſchworenen ihres 
Landes gerichtet zu werden, in peinlichen Unterſnchungen nach 
England abgeführt wurden, um dort ſich vor fremden Ge⸗ 
ſchworenen zu geſtellen. 

Der Congreß ſtellte die Grundrechte ſämmtlicher Colo⸗ 
nien urkundlich zuſammen, und gedachte beſonders des Rechts 
der Unterſuchung vor Geſchworenen und der Sicherung der 
perſönlichen Freiheit durch Writ of habeas corpus. 

Erſt als es ſich ergab, daß die vom Congreß getroffenen 
Maßregeln und die der Krone eingereichten Vorſtellungen die 
beabſichtigten Reſnltate nicht erreicht hatten, kamen die Co⸗ 
lonien auf den Gedanken, alle politiſche Verbindung mit 
England aufzulöſen. 

In der Unabhängigkeits⸗Erklärung, die den 
4. Juli in der Weltgeſchichte denkwürdig gemacht, thun die 
Colonien kund, daß zu ihrem unveräußerlichen Rechte ge— 
hören: life, liberty, and the pursuit of happiness 
(Leben, Freiheit, und die unbeſchränkte Freiheit des Einzelnen, 
ſein Glück zu erreichen, in jeder erlaubten Weiſe), und daß 
die Regierungen, welche ihre Machtvollkommenheit 
von der Einwilligung der Regierten ableiten, nur 
deswegen beſtehen, um jene Rechte zu ſichern. 

Dieſe Thatſachen bilden die Hauptgründe, welche die 
Vereinigten Colonien veranlaßten, ſich von der engliſchen 
Krone loszuſagen. 

Als in Folge dieſer Losſagung England ſich entſchloß, 
die Colonien durch Gewalt zum Gehorſam zu bringen, ver⸗ 
einigten ſie ſich, dreizehn der Zahl nach, zum Widerſtande, 
und ſo entſtand der erſte Unabhängigkeits-Krieg in 
Amerika. 
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Dem Congreſſe zu Philadelphia, der als „der alte Con⸗ 
tinental⸗Congreß“ in der Geſchichte bezeichnet wird, wurde 
Vollmacht zur Führung des Krieges und Wahrnehmung der 
allgemeinen Intereſſen übertragen, in Folge deſſen der Congreß 
am 15. November 1777 einige „Conföderations⸗- Artikel“ ver⸗ 
faßte und annahm, die als Bedingungen einer dauernden 
Vereinigung gelten ſollten. Die „Conföderations⸗Artikel“, die 
von dem alten Congreß angenommen worden waren, wären 
indeß ohne die Beſtätigung der einzelnen Colonien, die ſich 
ſchon Staaten nannten, ohne alle Bedeutung geblieben, be⸗ 
durften vielmehr dieſer ausdrücklichen Beſtätigung, um recht⸗ 
liche Geltung in den einzelnen Staaten zu erlangen, wie 
damals auch ausdrücklich beſtimmt wurde. Eine Thatſache, die 
das erſte Beiſpiel der ausdrücklichen Anerkennung der von 
den einzelnen Colonien beanſpruchten Souveränetät darbietet. 

Inzwiſchen hatten fämmtliche dreizehn Staaten, ausge⸗ 
nommen Neu⸗Jerſey und Connecticut (welche die von Carl II. 
im Jahre 1662 erhaltenen Patente als genügend noch bei— 
behielten), nach und nach zwiſchen 1776 und 1780 neue Ver⸗ 
faſſungen eingeführt. Schon zur Zeit der Annahme der „Con⸗ 
föderations⸗Artikel“ von dem alten Congreß, hatte jeder dieſer 
Staaten, mit Ansnahme von Maſſachuſetts, ſeine neue Ver⸗ 
faſſung errichtet. 

In Folge eines Beſchluſſes des Congreſſes, wurden die 
„Conföderations⸗Artikel“ an die einzelnen Staaten zur Rati⸗ 
habition geſchickt, und dieſelben von den Conventen der ein⸗ 
zelnen Staaten, zu verſchiedenen Zeiten in dem Zeitraum 
zwiſchen 1776 und 1781, beftätigt?). 

Einen klaren Begriff von den Kennzeichen des Bundes, 
welcher den Namen, die Vereinigten Staaten von Amerika 


3) Tucker. I. 225. 
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führt, gewinnt man durch Prüfung der von den Staaten feſt⸗ 
geſetzten „ Conföderations⸗Artikel“ und der von ihnen ſpäter 
angenommenen „ Verfaſſung“, die an deren Stelle trat. 

Artikel III der erſteren beſtimmt z. B. die Zwecke des 
Bundes dahin: die gemeinſame Vertheidignung, die 
Sicherſtellung der Rechte und die Beförderung der 
Wohlfahrt ſowohl der einzelnen Staaten als des 
ganzen Bundes. 

Artikel V verordnet einen Congreß zur bequemeren 
Verwaltung des allgemeinen Intereſſe der Ver— 
einigten Staaten. Dieſe Artikel ſind um ſo bemerkens⸗ 
werther, als ſie gleich wie alle wichtigeren Beſtimmungen der 
„Conföderations⸗Artikel“ in die ſpäter angenommene Ver⸗ 
faſſung übergegangen ſind. 

Als es ſich erwies, daß dieſe letzteren weder für die 
Verwaltung der allgemeinen Intereſſen noch für die Beföoͤrde⸗ 
rung der Wohlfahrt der einzelnen Staaten, wegen ihrer viel⸗ 
fach widerſtreitenden Intereſſen, ausreichend waren, ſo fühlte 
man das Bedürfniß, eine entſprechendere Geſammtverfaſſung 
zu bilden. Um dies zu Stande zu bringen, wurden. außer⸗ 
ordentliche Deputirte nach einem allgemeinen Convente im 
Mai 1787 nach Philadelphia geſchickt, um zu berathen und 
Vorſchläge zu machen. Dabei faßte man beſonders ins Auge 
die Nothwendigkeit einer genaueren Darſtellung der Verhält⸗ 
niſſe der Staaten zu einander und zu ihrem gemeinſchaftlichen 
Agenten, der Föderal⸗ Regierung. Die wichtigſte Aufgabe aber 
war, die vielen Streitigkeiten zwiſchen den einzelnen Staaten, 
welche ſchon in mehr als einem Falle beinahe zum offenen 
Kriege geführt hatten, für die Zukunft zu beſeitigen, und die 
widerſprechenden Intereſſen derſelben auszugleichen. Dies war 
kein leichtes Unternehmen. Denn Bevölkerung und Größe der 
einzelnen Staaten führten ſowohl zu Differenzen über die Baſis 
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der Vertretung, als auch die verſchiedenartige geographiſche 
Lage derſelben wiederholt eine Urſache zur Beſchwerde abgab. 

Auch der Handelsverkehr führte mancherlei Streit herbei. 
Die hafenbeſitzenden Staaten fanden es ihrem Vortheil gemäß, 
die Concurrenz durch fremdländiſche Handelsſchiffe zu beſeitigen, 
und dieſe letzteren von ihren Häfen auszuſchließen. Die Staa⸗ 
ten, welche in Betreff der Häfen weniger gut von der Natur 
bedacht waren hingegen, erkannten für ſich einen Nachtheil 
in jener Ausſchließung, weil durch vermehrte Concurrenz die 
Einfuhr fremder Waaren billiger geworden wäre. Die Letztern 
forderten daher die Wiederherſtellung der Concurrenz, und dies 
wollten Jene nicht anders bewilligen, als gegen eiue volle 
Entſchädigung für die ihnen dadurch erwachſenden Nachtheile. 

Nach umſtändlichen und weitläufigen Verhandlungen 
wurde endlich am 17. September 1787 eine allgemeine Ber- 
faſſung dem Congreß von dem Convente zu Philadelphia 
vorgelegt, welche in Folge eines Beſchluſſes des Congreſſes 
den Conventen der einzelnen Staaten zur Beſtätigung vor⸗ 
gelegt werden ſollte, und, wiewohl nach vielem Widerſtand, 
demnächſt beſtätigt wurde‘). 


4) Die einzelnen Staaten ratihabirten die emanirte Geſammt⸗Ver⸗ 


faſſung: 

Der Convent von Delaware am 7. December 1787 
Pennſylpanien 1 12. 1 95 
Neu⸗Jerſey „ 18. 5 * 
Georgien „ 2. Januar 1788 
Connecticut „% 9 4 5 
Maſſachuſetts „ 6. Februar Mr 
Maryland „ 28. April 15 
Sid: Carolina „ 23. Mai 8 
Neu⸗Hampſhire „ 21. Juni 1 
Virginien „ 1 
Neu: York „ 26. Juli 3 


Nord: Carolina „ 21. November 1789 
Rhode⸗Island „ 29. Mai 1790. 
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Artikel VII der entworfenen Geſammt-⸗Verfaſſung feste 
feſt, daß die Beſtätigung von mindeſtens neun einzelnen 
Staaten erforderlich ſein ſollte, um dieſe Geſammt⸗Verfaſſung 
für dieſe neun Staaten ins Leben treten zu laſſen, an welche 
die event. nicht genehmigenden, höchſtens vier Staaten, nicht 
gebunden waren. Dieſer Artikel erkennt alſo wiederum die 
volle Souveränetät der einzelnen Staaten an. 

In Betreff der Beſtätigung der Föderal-Verfaſſung 
ſeitens der Einzelſtaaten ſteht die Autorität James Madiſon's, 
des berühmteſten Urhebers derſelben, des ſ. g. „Vaters der 
Verfaſſung“, höher als die irgend eines anderen amerikani⸗ 
ſchen Staatsmannes. 

In dem „Föderaliſt“, dem politiſchen Handbuch ameri⸗ 
kaniſcher Staatsmänner, der beſten Quelle für die Auslegung 
der Verfaſſung, jagt Madifon‘): „Die Zuſtimmnng und Be⸗ 
ſtätigung der Geſammtverfaſſung, welche von den einzelnen 
Staaten einzuholen war, wurde nicht ertheilt als von 
Individuen, welche eine ganze Nation ausmachen, 
ſondern als von Individuen, welche die verſchiedenen und 
unabhängigen Staaten ausmachen, denen ſie reſpective 
angehörten. Auf dieſe Weiſe wurde die Verfaſſung beſtätigt, 
nicht alſo durch die Majorität des Volkes der Vereinigten 
Staaten, um die Minorität zu binden, ſondern durch den 


) Wir führen das Original hier an, wie es im Föderaliſt 
Nr. XXXIX ſteht: „the assent and ratification of the people of 
America was given to the constitution, not as individuals com- 
posing one entire nation, but as composing the distinet 
and independant States to which they respectively belong. 
The Constitution was so adopted, not by the majority of the people 
of the United States binding the minority, but by the voluntary 
act of each State considered as a sovereign body, iudependant of 
all others,“ 
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freiwilligen Act eines jeden Staates, als eines ſouveränen 
Staatskörpers, unabhängig von allen übrigen.“ 

Dieſes Zeugniß Madiſon's allein genügt, um jeden 
Zweifel über den Charakter der Union zu beſeitigen, und um 
das Princip der Einzelſouveränetät nachzuweiſen. 

Der Fortbeſtand der Souveränetät der einzelnen Staaten 
ergiebt ſich auch ferner daraus, daß, nachdem die ſämmt⸗ 
lichen dreizehn Staaten die Verfaſſung ratihabirt hatten, die 
zwei Jahre ſpäter vom Congreß empfohlenen Abänderungen 
der Verfaſſung der Beſtätigung der Convente der einzelnen 
Staaten wiederum unterbreitet wurden; es wurden nämlich 
zwölf ſolcher Abänderungen vorgeſchlagen, wovon nur zehn 
von den einzelnen Staaten beſtätigt wurden, und nur dieſe 
zehn haben Geltung als Theil der Verfaſſung erlangt. Ferner 
waren dieſe zehn Abäuderungen Einſchränkungen 
der Gewalt der Foͤderal-Regierung, oder nachträg— 
liche Schutzmittel für die Rechte der einzelnen 
Staaten, oder des Individuums, und bezeichneten 
charakteriſtiſch die politiſche Eiferſucht gegen die 
Föderal-Regierung)) ein eclatanter Beweis zugleich gegen 
die Behauptung, es ſei durch den Zuſammentritt der dreizehn 
Staaten in eine Geſammt⸗Verfaſſung die Souveränetät der 
einzelnen Staaten aufgegeben worden. 

In Artikel X der Abänderungen der Verfaſſung lieſt man 
ferner: „Die Befugniſſe, welche den Vereinigten 
Staaten durch die Verfaſſung weder übertragen, 
noch durch dieſelbe den einzeluen Staaten entzogen 
worden ſind, werden den einzelnen Staaten, oder 
dem Volke vorbehalten.“ Daraus folgt zunächſt, daß 
die Regierung der Vereinigten Staaten keine anderen als 


6) Tucker. I. 407. 
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delegirte Befugniſſe hat. Mit dem Ausdruck „den einzelnen 
Staaten oder dem Volke vorbehalten“, dagegen wird darauf 
bingedentet, daß ein einzelner Staat auf zweierleiweiſe ſeine 
Thätigkeit entfalten kann, nämlich durch ſeine Legislatur 
(eigentliche Handlung des Staates im techniſchen Sinne), 
oder durch ſeinen Convent (Handlung des Volkes). Die von 
einer nur geringeren Anzahl anfgeftellte Behauptung, es ſei 
unter dem Ausdruck, „oder dem Volke“, das geſammte Volk 
der Vereinigten Staaten verſtanden worden, hat keinerlei ver⸗ 
nünftigen Grund, denn niemals iſt in der amerikaniſchen Ge⸗ 
ſchichte die Anuahme zur Geltung gekommen, daß ſämmtliche 
Völker der verſchiedenen Staaten ein ganzes homogenes Volk 
ausmachen. Zur Beſtätigung dieſes Satzes verweiſen wir auf 
die ſchon angeführten Worte Madiſon's. 

Zur Beſeitigung eines möglichen Verdachtes, als würden 
die Beſtimmungen der Verfaſſung hier nur ſo weit allegirt, 
als ſie uns conveniren, ſei es uns geſtattet, in Kürze der 
ſämmtlichen Beſtimmungen der Verfaſſung zu gedenken. Die 
Worte der Einleitung beziehen ſich auf den Zweck derſelben: 
„für die gemeiuſchaftliche Vertheidigung zu ſorgen, 
die allgemeine Wohlfahrt zu befördern“, das heißt 
entſchieden die Wohlfahrt aller Staaten und nicht der Mehr⸗ 
zahl derſelben. 

Artikel I verordnet einen Congreß, und legt demſelben 
gewiſſe Befugniſſe bei, indem dieſelben | orgfältigſt auf⸗ 
gezählt werden. 

Durch Artikel II werden das Amt und die Obliegen⸗ 
heiten der Executive näher beſtimmt, beſonders alle einzelnen 
Berechtigungen des Präſidenten erwähnt. 

Artikel III regelt das Gerichtsweſen und Artikel IV be⸗ 
zeichnet gewiſſe Verhältniſſe, ſowohl der einzelnen Staaten 
zu einander, als auch derſelben zu der Föderal- Regierung. 
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Artikel V bezieht ſich auf Abänderungen der Verfaſſung. Ars 
tikel VI erkennt die Gültigkeit gewiſſer, vor der Annahme der 
Verfaſſung beſtehender Schulden der Staaten an, bezeichnet 
die Verfaſſung als das höchſte Geſetz des Landes“ und be— 
ſtimmt ein eidliches Gelöbniß zur Aufrechterhaltuug der Ver⸗ 
faſſung für die Beamten der Föderal- Regierung, ſowohl als 
die der einzelnen Staaten. 

Endlich macht Artikel VII, der ſchon angeführt worden 
iſt, die Gültigkeit der Verfaſſung abhängig von der Confir⸗ 
mation jedes einzelnen Staates. 

Eine ausdrückliche Erklärung der Beibehaltung aller der 
Föderal⸗Regierung nicht delegirten Befugniſſe für die ein⸗ 
zelnen Staaten befand ſich, wie oben erwähnt, in den „Con⸗ 
föderations⸗ Artikeln“, nicht aber in der urſprünglichen Zu⸗ 
ſammenſtellung der Artikel der Geſammt-Verfaſſung, in wel⸗ 
cher fie erſt zwei Jahre ſpäter im Wege des Amendements!), 
wie gleichfalls erwähnt worden, aufgenommen wurde. Der 
Grund dafür war, daß man dies für ſelbſtverſtändlich hielt, 
und erſt ſpäter, um allen Zweifel in der Zukunft zu ver⸗ 
hüten, dasſelbe ausdrücklich hinzufügte. 

Durch die Anerkennung der Vereinigten Staaten ſeitens 
Frankreichs zuerſt, und ſpäter ſeitens Englands, wurden die 
Staaten als freie, unabhängige, ſouveräne Staaten, 
und nicht als eine centrale Regierung anerkannt. 

Verlangt man noch andere Beweisgründe, jo find bie- 
ſelben der Geſchichte der Ereigniſſe jener Zeit ſowohl, als 
den Erörterungen im Congreß und der Preſſe zu entnehmen. 
Wenn man die Debatte des Congreſſes im Jahre 1787, und 
die des Allgemeinen-Conventes in Philadelphia in demſelben 
Jahre lieſt, ſo müßten die häufig vorkommenden Drohungen, 


7) Selbſtverſtändlich, ſo weit die Delegation reichte. 
8) Amend. X. 
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die Union zu trennen, ſchon damals als die Baſis der Ver⸗ 
tretung Gegenſtand der Berathungen war, auffallen, wenn 
man nicht bei Ermangelung einer herzuſtellenden Einigung, 
die Trennung als die natürliche dann einzutretende Conſe⸗ 
quenz anſah. 

Schon damals treten Staatsmänner auf, welche die 
Einzelſouveränetät zu vernichten ſich bemühten, wie die Herren 
King ans Maſſachuſetts, Wilſon aus Pennſylvanien und 
Alexander Hamilton. Wilſon und ſeine Mitwirkenden wollten 
auch im Senat eine Vertretung der einzelnen Staaten je 
nach dem Zahlenverhältniſſe der Bevölkerung; ſein Verlangen 
aber fiel in dem allgemeinen Convent durch eine große 
Stimmenmehrheit, nach welcher vielmehr feſtgeſetzt wurde, 
daß jeder Staat, ohne irgend welchen Unterſchied je nach der 
Seelenzahl ſeiner Bewohner, eine gleiche Zahl Vertreter nach 
dem Senat entſenden ſollte. Wir erblicken hierin einen Be⸗ 
weis dafür, daß das durch eine Staatseinheit repräſentirte 
Intereſſe eines jeden einzelnen Staates, der Geſammtheit 
gegenüber, ein gleiches Gewicht erhalten ſollte, mithin die 
Perſönlichkeit jedes einzelnen Staates, ſelbſt in Angelegen⸗ 
heiten, die dem Congreſſe zur Verwaltung überwieſen waren, 
als fortbeſtehend erachtet wurde. Dieſe Perſönlichkeit hat ihre 
Begründung in der Souveränetät des einzelnen Staates, 
folglich muß die Souveränetät ſo lange fortbeſtehen als die 
Perfönlichkeit noch vorhanden iſt. 

Bekanntlich hat man in neueſter Zeit in den Nord⸗ 
Staaten dieſem Princip großen Widerſtand entgegengeſetzt, 
indem behauptet wurde, dasſelbe ſei widerſinnig, mit dem 
Begriffe einer danerhaften Regierung unvereinbar und den 
Keim der Selbſtvernichtung enthaltend. Nicht aber darauf 
kommt es an, welche Einrichtung in abstracto die verſtändi⸗ 
gere ſein würde, ſondern lediglich darauf, welche dieſer Ein⸗ 
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richtungen wirklich beſteht, und, wie wir eben nachzuweiſen 
bemühten, de facto ſowohl als de jure beſteht. Ein ſehr 
beliebter Beweisgrund, den der Norden gegen dieſes Princip 
zur Geltung zu bringen verſucht hat, iſt der, daß, werde das 
Recht eines Staates, zurückzutreten, einmal angenommeu, 
dann auch einer jeden Grafſchaft dasſelbe Recht eingeräumt 
werden müſſe. Durch dieſen Trugſchluß hat man beſonders 
verſucht, die Völker Europas zu täuſchen. Die Grafſchaften 
(Kreiſe) in einem Staate exiſtiren bekanntlich durch einen Act 
der Legislatur des Staates, die auch befugt iſt die Graf⸗ 
ſchaften zu verändern, durch Theilung oder Einigung, oder ſie 
ſogar aufzulöſen; folglich haben dieſe Landestheile keine ſelbſt⸗ 
ſtändige politiſche Exiſtenz und ſie beſtehen nur zur beque⸗ 
meren Verwaltung des ganzen Staates. Die Grafſchaften 
entbehren ferner aller hiſtoriſchen Grundlage zur Beanſpruchung 
eines ſolchen Rechtes und Niemand hat gehört, daß irgend 
eine Grafſchaft die Souveränetät jemals ſich beigemeſſen hat. 

Aus dem Augeführten, glauben wir, ergiebt ſich, daß 
der Union nur die Ausübung der ihr ausdrücklich delegirten 
Rechte zuſtand, daß die juriſtiſche Perſönlichkeit (Souveränetät) 
jedem einzelnen Staate verblieben iſt, daß die einzelnen Staaten 
dieſe nur durch ausdrückliche Verzichtleiſtung hätte verlieren 
können, ſowie, daß es eines Verzichtes auf das Recht, ſich 
von der Union loszuſagen, bedurft hätte, um den einzelnen 
Staaten dieſes natürliche Recht zu entziehen. 

Einige behaupten, es ſei die Souveränetät der einzelnen 
Staaten eine beſchränkte; jedoch mit Unrecht, denn die 
»Machtfülle der den einzelnen verbliebenen und niemals auf⸗ 
gegebenen Souveränetäts⸗Rechte blieb unberührt durch Ueber⸗ 
tragung der Ausübung einzelner Rechte an die Union. Und 
dieſe Uebertragung, welche, wie oft geſagt, keineswegs unter 
Verzichtleiſtung auf Zurücknahme geſchah, konnte unter keinen 


17 


Umftänden mehr bedeuten, als das Rechts-Verhältniß des 
Machtgebers zum Bevollmächtigten. 

Dieſer Satz iſt ſo ſelbſtverſtändlich, daß es keines Be⸗ 
weiſes bedarf; aber um jeden Zweifel zu beſeitigen, führen 
wir wiederum die Autorität Madiſon's an. Derſelbe ſpricht 
ſich dahin aus“): „Der Begriff einer nationalen Regierung 
faßt in ſich, nicht nur eine Herrſchaft über die einzelnen 
Bürger, ſondern auch eine unbeſchränkte Obergewalt über alle 
Perſonen und Sachen, inſoweit als ſie die Gegenſtände einer 
erlaubten Herrſchaft bilden. Bei einem in eine Nation ver⸗ 
einigten Volke ſteht dieſe Obergewalt geſetzlich der National⸗ 
legislatur vollſtändig zu. In dieſer Beziehung dann, kann die 
in Frage ſtehende Regierung (d. h. der Vereinigten Staaten) 
nicht als eine nationale angeſehen werden, da ihre Herr⸗ 
ſchaft ſich auf gewiſſe aufgezählte Gegenſtände allein erſtreckt, 
und den Staaten eine ihnen verbleibende und unverletzliche 
Souveränetät über alle anderen Gegenſtände beläßt.“ 

Es iſt nie bezweifelt worden, daß es der Wunſch und 
die Abſicht geweſen, eine möglichſt dauernde Union zu bilden; 
aber dieſer Wunſch hatte jedenfalls die früher ſchon ange— 
führten beſonderen Zwecke zum Gegenſtande; nicht aber war 
die Union ein Selbſtzweck. Mit einem Worte, die Union ſollte 
das Mittel und nicht der Zweck ſein. 


) Federalist XXXIX. „The idea of a national government in- 
volves in itself, not only an authority over the individual citizens, 
but an indefinite supremacy over all persons and things, so far as 
they are objects of lawful government. Among a people consoli- 
dated into one nation this supremacy is completely vested in the 
national legislature. In this relation then the proposed government 
can not be considered a national one, since its jurisdietion ex- 
tends to certain enumerated objects only, and leaves to the States 
a residuary and inviolable sovereignty over all other objects.“ 
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Nachdem jetzt mehrere Staaten die geſchehene Delegation 
zurückgenommen haben, weil ſie ſahen, daß nicht die Wohl⸗ 
fahrt, ſondern der Schaden ihres Landes durch von der Union 
getroffene Maßregeln herbeigeführt wurde, thaten ſie nichts 
Anderes, als das, wozu jeder Machtgeber berechtigt iſt. Sie 
kündigten ein Mandat, welches im Staats- wie im Privat⸗ 
Recht ein Vertrag tft, der nur beſtehen kann, fo lange Ueber— 
einſtimmung des Willens vorhanden iſt, und löſten ſo, mit 
voller Befugniß, ein bis dahin beſtehendes Bündniß auf. Sie 
ſagten ſich dadurch nicht los von den während des Beſtehens 
der Union eingegangenen Verbindlichkeiten, für die ſie viel⸗ 
mehr nach den allbekannten Regeln des Vollmachtvertrages 
aufzukommen verpflichtet blieben und ſich bereit erklärt hatten. 

Dieſes Recht des Ausſcheidens aus der Union wird nicht 
blos von ſüdländiſchen Staatsmännern als unbezweifeltes 
Grundrecht angeſehen, ſondern wir finden ſelbſt in den 
Schriften nördlicher Staatsmänner dieſes Recht als ein ver⸗ 
faſſungsmäßiges Recht vertheidigt. William Rawle, früher 
General-Anwalt (Attorney General) des Staates Pennſyl⸗ 
vanien, drückte ſich im Jahre 1825 in einer Abhandlung über 
die Verfaſſung in folgenden unzweideutigen Worten aus“): 
„Sollte eine Partei verſuchen, den Beſchluß eines Staates 


100 Rawle. Essay on the Constitution. p. 288. „If any faction 
should attempt to subvert the action of a State for the purpose of 
destroying its republican form, the paternal power of the Union 
would be called forth to subdue it. Yet it is not to be under 
stood that its interposition would be justifiable if the 
people of aState should deeidetoretire from the Union. 
It depends on the State itself whether it will continue a member of 
the Union. To deny this right would be inconsistent with the 
Principle on which all our political systems are founded, and which 
is: that the people have, in all cases, a right to determine how 
they will be governed.“ 
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zu vernichten, um deſſen republicaniſche Form zu zerſtören, 
jo würde die väterliche Macht der Union angerufen werden, 
dieſe Partei zu unterdrücken. Jedoch darf man nicht an- 
nehmen, daß dieſe Intervention der Union gerecht— 
fertigt fein würde, wenn das Volk eines Staates 
ſich entſchlöſſe, von der Union ſich zurückzuziehen. 
Es hängt von dem Staate ſelbſt ab, ob er ein Mitglied der 
Union bleiben will. Dieſes Recht abzulengnen wäre mit dem 
Principe unvereinbar, auf welchem alle unſere politiſchen 
Syſteme begründet ſind, nämlich: daß das Volk unter allen 
Umſtänden das Recht hat, zu entſcheiden, wie es regiert wer— 
den will.“ 

Derſelbe Staatsmann ſagt an anderer Stelle wiederum"): 
„Das Ausſcheiden eines Staates aus der Union hängt 
von dem Willen des Volkes dieſes Staates ab.“ 

Schon im Jahre 1815 wurde von dieſer Berechtigung, 
auszuſcheiden, Gebrauch gemacht, als ſämmtliche Staaten Neu⸗ 
Englands, Maine ausgenommen, im Convente in Hartford 
verſammelt, den Entſchluß ausſprachen, weder einen weiteren 
Beitrag zur Führung des damals beſtehenden Krieges mit 
England zu leiſten, noch ferner hierzu Hülfstruppen aus ihren 
Grenzen zu entſenden, auch unter andern zugleich verlangten, 
den Krieg einzuſtellen, widrigenfalls fie ſich ſelbſt helfen wür⸗ 
den, womit ſie die Beſchlußfaſſung über ein eventuelles Aus⸗ 
ſcheiden andeuteten. 

Uebrigens war der Staat, welcher jetzt ſo lautes Ge⸗ 
ſchrei gegen das Ausſcheiden der Südſtaaten erhoben hat, weil 
ſein Intereſſe und ſeine Wohlfahrt von der Erhaltung der 
Union abhängt, nämlich der Staat Maſſachuſetts, gerade 

) Rawle. Essay on the Constitution. p. 296. „The seces- 
sion of a State from the Union depends on the will of 
the people of such State.“ 

9+ 
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damals der treuloſeſte aller Staaten Neu- Englands, und der 
erſte, welcher Commiſſionäre nach der Föderal-Regierung 
ſchickte, um die vom Convente in Hartford empfohlenen Maß⸗ 
regeln, gleichfalls in ſeinem Intereſſe, durchzuführen. 

Eine Schwäche der entgegenſtehenden Partei und ihrer 
Sache iſt es aber, wenn dieſe Revolution, Rebellion oder 
Hochverrath das nennen, was Andere als ihr gutes Recht 
nachweiſen, welches zu entkräften Jene allen und jeden Be⸗ 
weis ſchuldig geblieben ſiud. 


Zweites Kapitel, 
Urſachen der Auflöſung der Union. 


I. Sociale Urſachen. 


In der älteſten Geſchichte der Colonien habeu wir oben 
als die Grundlage der Union das Princip der Souveränetät 
der einzelnen Staaten bezeichnet. 

Um die erſten Urſachen der Auflöſung der Union zu ent⸗ 
decken, muß man noch weiter in der Geſchichte zurückgehen, 
ſogar bis in die Zeit der Auswanderung der Coloniſten nach 
Amerika. 

Die erſte permanente Anſiedelung in Amerika wurde in 
Virginien unter einem königlichen Patente gegründet. Schon 
im Jahre 1619 wurde dort eine geſetzgebende Verſammlung 
eingerichtet, der engliſchen nachgebildet. Der König wurde 
durch den Governor dargeſtellt, das Herrenhaus durch den 
Rath des Governors und das Haus der Gemeinen durch das 
Haus der Abgeordneten oder the house of burgesses “). 


12) Tucker. I. p. 24. 
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Virginien war demgemäß eine königliche Provinz, die von 
Unterthanen der engliſchen Krone gegründet wurde, welche 
ihre Liebe für die politiſchen Inſtitutionen des Vaterlandes 
und ihre Anhänglichkeit an die Krone durch die Einrichtung 
der Colonial⸗Regierung und durch die Einführung der angli⸗ 
caniſchen Kirche unter ſich kundgaben. Ein Beweis, daß die 
Coloniſten Virginiens der Partei der Conſervativen in Eng⸗ 
land angehörten, welche dann auch zu den treueſten und un⸗ 
erſchütterlichſten Anhängern des Royalismus, insbeſondere des 
in Folge des Bürgerkrieges hingerichteten Königs Karl J. ges 
horten. 

Als Cromwell in England geſiegt hatte, entfloh eine 
große Zahl der edelſten Cavaliere Karls I. nach Virginien. 
Dieſe ausgewanderten Cavaliere vermehrten die ſchon be⸗ 
ſtehende Colonie Virginiens, von der die Bevölkerungen der 
meiſten Süd⸗Staaten herſtammen, welche letzteren, wie ja 
bekannt, hauptſächlich von Coloniſten aus Virginien, und nicht 
durch directe Auswanderung von England bevölkert wurden. 

In der Zeit zwiſchen 1605 und 1610, verließ eine 
Religions⸗Partei ihr engliſches Vaterland, ſelbſtverbannt, um 
in Holland Religions⸗Freiheit zu ſuchen und der Verſolgung, 
um ihres Glaubens willen, zu entgehen. Im Jahre 1620 
langten eine Anzahl von Hundert dieſer Religions⸗Genoſſen, 
der Puritaner, die Stadt Leyden verlaſſend, in Amerika 
an. Sie waren bloße Abenteurer, die kein Recht an dem 
Boden, viel weniger ein Patent hatten, das ſie berechtigte, 
eine Regierung zu errichten. Jedoch erhielten dieſelben ſpäter 
ein beſtimmtes Landesgebiet von der in Plymouth begründeten 
Colonie, welche ein königliches Patent beſaß, und ließen ſich 
auf dieſe Weiſe in Neu⸗England nieder. Von dieſen Puri⸗ 
tanern iſt Neu⸗England faſt ausſchließlich bevölkert worden. 

Der Eifer, den die Coloniſten in Virginien zur Unter⸗ 
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ſtützung der königlichen Angelegenheiten während des Bürger: 
krieges in England darlegten, bildete einen vollſtändigen Gegen— 
ſatz zu dem Benehmen der Colonien Neu-Englands. Die 
Gegenwart der Cavaliere in Virginien diente auch dazu, die 
Unterthanen⸗Treue der dortigen Coloniſten gegen die Krone 
noch ſtärker zu machen. Dem Sohn Karls J., den ſie als 
ihren König anerkannten, verblieben ſie ſo treu und anhänglich, 
daß es nöthig wurde, eine Macht von England zu ſenden, 
um ſie zu unterdrücken. Die Puritaner hatten dagegen ſich 
mit großer Wärme der Sache Cromwells angenommen, indem 
ſie einen Beweggrund dazu in ihrem fortdauernden Haß gegen 
die Cavaliere und die anglieaniſche Kirche fanden. Auf dieſe 
Weiſe pflanzten ſich in der neuen Welt dieſelben Zwiſtigkeiten 
zwiſchen den Puritanern und den Conſervativen fort, die längſt 
vorher in der alten Welt ihr unheilvolles Weſen getrieben 
hatten. In Amerika entfaltete ſich ſo ein neuer Wirkungskreis 
für dieſe Feindſeligkeiten, indem die Puritaner, welche bei der 
großen Entfernung von der engliſchen Regierung Nichts mehr 
zu fürchten hatten, mit größerer Kraft für ihre Meinungen 
auftreten konnten, während die Cavaliere ihrerſeits bei der 
Schwäche der engliſchen Regierung, von dieſer verlaſſen, in 
die Lage kamen, ihre conſervative Richtung ſelbſtſtändig zu 
vertreten. f 

Merkwürdig iſt es, daß die Puritaner, welche vor der 
Verfolgung ihres Glaubens geflohen waren, in Amerika als⸗ 
bald grauſame Verfolger der Glaubensfreiheit und die unduld⸗ 
ſamſten Frömmler wurden, wogegen die Katholiken, welche 
mit Lord Baltimore nach Maryland kamen, unter denſelben 
Umſtänden die erſten auf dem amerikaniſchen Feſtlande waren, 
welche durch die entſchiedenſte Duldung aller Glaubensbekennt⸗ 
niſſe ſich auszeichneten. „Während die Erinnerung an 
ehemalige Verfolgung die Quäker in Pennſylvanien 
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und die Baptiſten in Rhode-Island veranlaßte, 
Glaubensfreiheit Anderen zuzugeſtehen: vernichtete 
der Fanatismus (der Puritaner) in Maſſachuſetts, 
unter ähnlichen Umſtänden, den Sinn für die Ge— 
rechtigkeit!“).“ Der Geſchichtsſchreiber Tucker, welcher uns 
dieſes berichtet, ſchildert die Puritaner treffend wie folgt: „in 
der That aber konnte Mitgefühl für das Leiden der Ver⸗ 
folgten nicht aufkommen gegen der Puritaner tolle Frömmelei, 
eine Bethörung, die, indem ſie alle moraliſchen Unterſchiede 
verwechſelnd, die rohſte Grauſamkeit als harmlos betrachtet, 
und Milde und Mäßigung in ein Verbrechen verwandelt!“ ).“ 

Die Hexerei bot den Puritanern häufig Gelegenheit zur 
Verfolgung dar!), und die erſten peinlichen Unterſuchungen 
wegen Hexerei in Amerika fanden im Jahre 1645 in Maſſa⸗ 
chuſetts ſtatt, wo vier Perſonen deshalb hingerichtet wurden“). 
Beinahe eiu halbes Jahrhundert ſpäter, im Jahre 1690, er⸗ 
reichte dieſe Verblendung ihren Gipfel“). Dieſe der Geſchichte 
entnommenen Thatſachen werden angeführt, um den Charakter 
und die Neigung des Puritanismus in Amerika zu zeigen. 
Bezeichnend ergiebt ſich der Geiſt des puritaniſchen Fanatismus 
unter andern aus den „blue laws“, die Neu-England ihre 
Heimath nennen. Nach einem derſelben wurde es für ein Ver⸗ 
brechen erklärt, wenn eine Mutter ihr Kind am Sonntage küßte. 

Obgleich dieſe Geſetze in Neu-England jetzt keine Gel⸗ 
tung mehr haben, ſo iſt nichtsdeſtoweniger der Geiſt, welcher 
ſie hervorgerufen hat, jetzt raſender als jemals, und mehr 
wie je iſt gegenwärtig das Treibhaus und die Stätte des 
bethörten Fanatismus an den Heerden Neu-Englands zu 
finden. Die widerlichen und unſittlichen Lehren von Free- 


13) Tucker. I. 34. — 14) Tucker. I. 34. — 15) Grahame. Colonial 
History. III. — 16) Hildreth. II. — 7) Tucker. I. 36. 
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love, Spirit-rapping und Woman's rights verdanken 
dem chriſtlichen Neu-England ihren göttlichen Urſprung. 

Dieſer puritaniſche Fanatismus hat in heutiger Zeit das 
fruchtbarſte Feld feiner eifrigen Thätigkeit auf dem politiſchen 
Gebiete ſich auserleſen. 

Eine natürliche Folge dieſes polttiſhen Fanatismus iſt 
der Haß zwiſchen den Nachkommen der Puritaner (dem Volke 
Neu⸗Englands) und den der Cavaliere im Süden, welcher 
gegenwärtig ſeinen Höhepunkt erreicht zu haben ſcheint. 

Dieſer Zwiſt beſchränkt ſich nicht allein auf die Völker 
der zwei Landestheile, des Nordens und Südens, als Geſammt— 
heiten, ſondern ſogar auf die dieſen Geſammtheiten ange⸗ 
hörigen Individuen; denn der Einfluß ihres verſchiedenartigen 
Urſprungs, weſentlich verſchiedene ſociale und politiſche In⸗ 
ſtitutionen und die Verſchiedenartigkeit in der Erziehung haben 
den individuellen Charakter in Neu-England und in den Süd⸗ 
Staaten ebenſo verſchieden geſtaltet, wie der Charakter der 
Chineſen und der Engländer iſt. 

Einem Jeden, der etwas genauere Kenntniſſe der amerika⸗ 
niſchen Zuſtände beſitzt, muß der tief begründete Haß der 
Neu⸗Engländer gegen die Südländer wegen ihres Urſprungs, 
ihrer Feinheit und Ausbildung auffallen. Während jene zu 
gleicher Zeit die letzteren im Geheimen bewundern und fürchten 
(und es iſt nur zu bekannt, wie namentlich der im Auslande 
reiſende Yankee mit unverhaltenem Stolz auf ſeine Lands⸗ 
leute, die Gentlemen des Südens, vor dem Bruche mit dieſen, 
zu zeigen gewohnt war), werden die Yankees, wegen ihrer 
unflätigen Anbetung des Dollars, von dem Südländer ver⸗ 
achtet, und es iſt kein Wunder, daß dieſer den Yankee als 
einen untergeordneten Menſchen betrachtet, daß der Name 
Yankee als gleichbedeutend angeſehen wird mit allem, was 
eigennützig und kleinlich iſt. 
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Der Gegenſatz zwiſchen dieſen zwei von einander jo ver- 
ſchiedenen Völkern, die nur eins gemeinſchaftlich haben, nämlich 
die Sprache, läßt ſich jetzt deutlicher wie je wahrnehmen, 
indem er beweiſt, daß ſie nicht zu einander paſſen, und daher 
auch nicht mehr friedlich zuſammenleben können. 


II. Oekonomiſche Urſachen. 


Schon vor der Annahme der „Conföderations-Artikel“ 
ſeitens der „Vereinigten Colonien“, während des erſten Un— 
abhängigkeitskrieges und vor und zur Zeit der Annahme der 
„Föderal⸗Verfaſſung“, war der fremdländiſche Handel eine 
fruchtbare Quelle bitteren Streites und fortgeſetzter Eiferſucht 
zwiſchen dem Norden und dem Süden, und daher anch die 
Urſache häufiger Ungerechtigkeiten des Nordens gegen den 
Süden. 

Der Norden von der Natur im Betreff der Häfen beſſer 
bedacht, hat ſich daher dem Seehandel zuwenden können und 
hat bei Abſchließung von Verkehrsverträgen, bei Erlaß der 
Schifffahrtsgeſetze, bei Einführung von Schiffszöllen, ingleichen 
in den die Fiſcherei betreffenden Angelegenheiten allezeit ſein 
Intereſſe vorzugsweiſe bedacht, häufig ſogar zum entſchiedenen 
Nachtheil des Südens. Ja zu wiederholten Malen fehlte 
wenig daran, daß er, lediglich in ſeinem Fiſcherei-Intereſſe, 
die Geſammtheit der Vereinigten Staaten in einen Krieg mit 
England verwickelt hätte. 

Der Süden dagegen konnte bei feiner dem Seehandel 
nicht ſo güuftigen Lage, insbeſondere in Ermangelung vor⸗ 
trefflicher Häfen, ſeine Thätigkeit dem Seehandel nicht zu⸗ 
wenden und widmete daher ſeine ganze producirende Kraft 
dem Landbau. Der Norden, welcher eines ſo fruchtbaren, 
für den Ackerbau geeigneten Bodens ſich nicht erfreute, legte 
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fich mehr auf die Induſtrie, insbeſondere auf die Baumwollen⸗ 
und Gifen- Fabrikation, in welcher erſtern er nächſt England 
den erſten Rang einnimmt, während er anch im letztern Er⸗ 
hebliches geleiſtet hat. 

Alle dieſe Leiſtungen im Fabricationsweſen erhielten aber 
erſt ihre wahre Bedeutung und lieferten einen reellen Werth 
erſt durch die bedeutenden Schutzzölle, welche eingeführt wur⸗ 
den, um den Norden gegen die Concurrenz Europas zu ſichern. 
Hierdurch wurde ſelbſtverſtändlich der Vortheil des Nordens 
durch den Schaden des Südens herbeigeführt. Durch freien 
Handel würde der Süden feinen Bedarf an Producten er- 
heblich billiger in Europa haben erkaufen können, durch die 
zu Gunſten des Nordens eingeführten Schutzzölle dagegen 
wurde er gezwungeu, ſeinen Bedarf vom Norden zu entneh⸗ 
men. Der Süden wurde der gezwungene Kunde des Nordens 
und der Südländer genöthigt, ſein Geld dem Norden zufließen 
zu laſſen, welcher ihm dafür nur Fabrikate geringerer Qualität 
bieten konnte, als jener ſie für erheblich billigere Preiſe von 
Europa hätte beziehen können, und der reiche Südländer ſah 
ſich genöthigt, ſeine feiuen Luxusartikel aus Europa, durch 
die Einfuhrzölle erheblich vertheuert, kommen zu laſſen. So 
hat der Handel der Südſtaaten die Städte des Nordens aufs 
bauen helfen und die Bevölkerung des Nordens auf alleinige 
Koſten des Südens bereichert. 

Iſt es nun richtig, daß der Süden, ſolange er mit dem 
Norden vereint war, eine Quelle der Bereicherung für dieſen 
geweſen iſt, ſo folgt daraus, daß ſein Ausſcheiden aus der 
Union dazu beitragen muß, den Wohlſtand des Nordens zu 
verringern. Da wir die Beweiſe für die Bereicherung vor 
der Trennung geführt zu haben glauben, ſo wird es keines 
Gegenbeweiſes bedürfen für die Verminderung des Wohl⸗ 
ſtandes nach der Trennung; wohl aber bedarf es der Erwäh⸗ 
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nung, daß die Angaben, welche in Neu-dork vor Kurzem 
gemacht wurden, daß nämlich ſeit dem Anfang des Krieges 
der Wohlſtand des Nordens zugenommen habe, beweislos ges 
blieben ſind. Denn die dafür angeführte Thatſache, daß wäh⸗ 
rend des verlaufenen Jahres (vom 1. Juli 1860 bis 1. Juli 
1861) die Einfuhr fremder Waaren ſich vermindert, die Aus⸗ 
fuhr einheimiſcher dagegen zugenommen habe, iſt die einfache 
Folge des Umſtandes, daß der Süden nichts durch den Norden 
bezogen hat, und daß dieſer, da er auch ſeine eigenen Er— 
zeugniſſe nicht an den Süden zu verhandeln Gelegenheit hatte, 
genöthigt war, ſeine Producte in größerer Menge zu erpor- 
tiren; ob nicht vielleicht zu erheblich niedrigeren Preiſen, um 
ſie nur los zu werden, ſteht ſehr dahin. 

Aus dem Beſtreben der Vertreter des Nordens, durch 
ſchwache Beweismittel Behauptungen nachzuweiſen, wovon 
das Gegentheil klar zu Tage liegt, erſieht man eben ſo ſehr, 
wie aus den leidenſchaftlichen Exelamationen über den ſ. g. 
Hochverrath der Südſtaaten, die niederſchlagende Ueberzeugung, 
daß der Norden durch eine dauernde Trennung vom Süden 
die empfindlichſten Nachtheile für immer zu erleiden, mit 
Recht fürchtet. 

Die Tariffrage iſt weder eine Sache der Vergangenheit, 
noch der Gegenwart allein, denn ſie hat vom Anfang an der 
Regierung der Vereinigten Staaten bis heute dieſelbe Urſache 
zum Streit gegeben. Um ſich zu überzeugen, daß die Schutz⸗ 
zölle wirklich dazu beigetragen haben, die Union zu trennen, 
erinnere man ſich, daß Süd-Carolina im Jahre 1832, als 
es die Tarifgeſetze für verfaſſungswidrig erklärte, ſeinen Ent⸗ 
ſchluß ausſprach, die Union zu verlaſſen, wenn dieſe Geſetze 
für dasſelbe beſtehen blieben. — In dem Programm Plat- 
form) der republikaniſchen Partei, welche Herrn Lincoln 
zum Präſidenten erwählt hat, wurde die Fortſetzung des Pro⸗ 
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tections⸗Syſtems für rathſam und unentbehrlich erklärt, wäh: 
rend die demokratiſche Partei dasſelbe als unklug und ver⸗ 
derblich bezeichnete. Die Republikaner ſind ihrem Worte tren 
geblieben, und ſchon ſeit März 1861 beſteht die Morrill 
Tarifbill, ein Geſetz, das alle frühern maßlos übertrifft und 
den Culminationspunkt nördlicher Eingriffe ausmacht. 

Eine ſolche mittelbare Beſteuerung, wie die, welcher der 
Süden mit grobem Unrecht unterworfen worden, iſt außer⸗ 
dem eine verfaſſungswidrige Beſteuerung, und wenn der Süden 
ſich derſelben widerſetzt, thut derfelbe nur das, was alle drei⸗ 
zehn urſprüngliche Staaten mit Bezug auf England thaten, 
indem ſie behaupteten, kein Volk dürfe ohne ſeine 
Einwilligung beſteuert werden. 

Dieſe Urſachen der Trennung hat der Norden ſich be— 
müht im Hintergrund zu halten, damit Europa nicht erkennen 
jollte, wie gerecht die Beſchwerden des Südens ſeien. 


III. Politiſche Urſachen. 


Die Geſchichte Amerikas iſt ſo kurz, im Vergleich mit 
der Europas, daß häufig geſagt wird, Amerika beſitze keine 
Geſchichte. Aber jo kurz auch der Zeitraum iſt, ſeitdem Ame- 
rika die Aufmerkſamkeit der alten Welt erregt, ſo haben ſich 
dennoch politiſche Maximen dort entwickelt, die den gegen- 
wärtigen Einwohnern als Traditionen zugekommen ſind, und 
welche für dieſelben einen doppelten Werth haben, weil ſie 
die Grundlage ihrer Rechte bilden. In dieſer Beziehung wird, 
wie wir geſehen, in der „Unabhängigkeitserklärung“ 
unter anderm das Recht des Volkes behauptet, die Regie— 
rungsform zu verändern oder aufzuheben und an 
deren Stelle eine neue zu ſetzen, wie ſie geeignet 
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wäre, die Sicherheit und Wohlfahrt herbeizu— 
führen. | 

Die natürliche Folge dieſes Satzes, wie fie zur Geltung 
durch das vereinigte Beſtreben mehrerer verſchiedenen Ge⸗ 
meinden gelangte, war die, die Einzelnſouveränetät zu ent⸗ 
wickeln, welche, wie mehrfach erwähnt, das Grundprincip der 
Union war. Es verſteht ſich dann von ſelbſt, daß jeder Ver- 
ſuch, dieſe Einzelnſouveränetät zu verletzen, von den einzelnen 
Staaten als eine ungerechte Kränkung hat angeſehen werden 
müſſen. 

Eine der größten Verletzungen dieſer Art beging die 
Föderal- Regierung, indem fie den einzelnen Staaten, inner⸗ 
halb deren Grenzen die Ländereien der Indianer ſich befanden, 
die Geſetzgebung über ſolche beſtritt; dieſe Ungerechtigkeit er— 
bitterte die betreffenden Staaten, welche Südſtaaten waren, 
ſo ſehr, daß ſie die Waffen ergriffen, und ſo der Krieg 
zu verſchiedenen Malen ſeinem Ausbruche nahe war. 

Einen weitern Beſchwerdegrund des Südens veranlaßte 
das Verfahren der Föderal-Regierung in Anſehung des Diſtriets 
von Columbien. Dieſer Diſtrict war von den Staaten Vir⸗ 
ginien und Maryland unter der ausdrücklichen Bedingung für 
den Sitz der Föoͤderal-Regierung erworben, daß darin kein 
Geſetz eingeführt werden dürfe, welches mit den Inſtitutionen 
dieſer beiden Staaten im Widerſpruch ſtände, es wäre denn, 
daß die ausdrückliche Zuſtimmung zu einem ſolchen Geſetze 
ertheilt würde. Die Föderal-Regierung war aber fortwährend 
bemüht, ſich der Einhaltung dieſer Bedingung zu entwinden, 
ſie war ſogar bemüht, ohne die bedungene Zuſtimmung ein⸗ 
zuholen, die Sklaverei dort abſchaffen zu laſſen. Wir ſagen, 
ſie war bemüht dies zu thun, denn in der That kam die 
Majorität für einen ſolchen Beſchluß nicht zu Stande. Ein 
Zweifel iſt aber darüber im Süden nicht geblieben, daß ſo⸗ 


30 


bald nur durch ein größeres Uebergewicht des Nordens eine 
Majorität für einen ſolchen Beſchluß möglich geworden wäre, 
die Föderal-Regierung keinen Augenblick angeſtanden haben 
würde, ihn zu faſſen, ſelbſt weitergehend demnächſt das ganze 
Inſtitut der Sklaverei zu bekämpfen und aufzuheben, wozu, 
beiläufig geſagt, dem Congreß durch die Verfaſſung ein Recht 
niemals delegirt worden iſt. 

Eiue thatſächliche Verletzung der Verfaſſung und der 
Rechte des Südens geſchah im Jahre 1820, als Miſſouri, 
bis dahin ein Territorium (das heißt, ein Landgebiet, welches 
nicht die zur Begründung eines ſelbſtſtändigen Staates für 
erforderlich gehaltene Einwohnerzahl in ſich begreift), den Ein⸗ 
tritt in die Union nachſuchte. Der Eintritt wurde gebilligt, 
aber nur unter der Bedingung, daß für die Zukunft die 
Sklaverei in allen Territorien nördlich 36“, 30’ Breite auf 
ewig verboten ſein ſollte. Dies war um ſo ungerechter, als 
der Verfaſſung gemäß, der Cougreß nicht das Recht hat, den 
Eintritt eines Territorium mit der erforderlichen Bevölkerung 
und einer republicaniſchen Verfaſſung in die Union zu ver⸗ 
weigern, und das Recht eines jeden Staates, die Sklaverei 
nach ſeinem Belieben einzuführen oder abzuſchaffen, niemals 
beſtritten worden war. Mit gleicher Mißachtung der Ver— 
faſſung hat der Congreß im Jahre 1820 beſchloſſen, daß kein 
Territorium, welches die Sklaverei in ſeiner Verfaſſung an— 
erkannte, ferner in die Union ſolle eintreten dürfen. Der 
Süden hat ſchon damals dagegen proteſtirt und dieſen Be— 
ſchluß ſtets für verfaſſungswidrig erklärt. 

Alle dieſe Beſchwerdegründe haben die Südſtaaten über⸗ 
zeugt, daß ſie auf die Dauer eine verfaſſungsmäßige Ge⸗ 
rechtigkeit von dem Norden nicht erwarten dürften, mit einem 
Worte, es iſt die tief begründete Ueberzeugung der Südſtaaten 
geworden, daß ſobald als der Norden mächtig genug geworden 


31 


ſein würde, ſeine Maßregeln mit Gewalt durchzuführen, dieſer 
nicht einen Augenblick ſäumen würde, die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Südens aus dem Wege zu räumen. 

Dieſe Ueberzeugung gewinnt Stärke durch das Benehmen 
des Nordens in Anſehung der Territorien. Bekanntlich haben 
ſämmtliche Staaten gleiche Rechte und gleiche Intereſſen in 
den Territorien, welche gemeinſchaftliches Eigenthum derſelben 
ſind. Der Norden aber hat fortwährend verſucht, die Rechte 
der Südſtaaten in den Territorien zu beſeitigen, dadurch, daß 
er den Südländern das Recht verweigert, ſeine Sklaven mit 
ſich in die Territorien zu bringen, und ihnen allen rechtlichen 
Schutz dort vorzuenthalten. 

Die Abſicht war dabei unzweifelhaft die, die Bewohner 
des Südens von den Territorien auszuſchließen, damit die⸗ 
ſelben allein von Nordländern oder Fremden bevölkert werden 
ſollten, und der Norden dadurch ein größeres Uebergewicht 
gewinnen könnte. Darans erklärt ſich die Verwaltung der 
Territorien ſeitens des Congreſſes, der durch niedrige Verkaufs⸗ 
preiſe und Schenkungen der Ländereien dort verſucht hat, die 
Auswanderung von Europa dahin zu lenken; mit welchem 
Erfolge, das ſieht man au der Thatſache, daß ausländiſche 
Stimmen den Herrn Lincoln zum Präſidenten gemacht haben. 

Eine ſchreiende Verletzung der Verfaſſung iſt ferner das 
Verfahren mehrerer Nordſtaaten, welche ſeit einer laugen 
Reihe von Jahren das ſichtliche Beſtreben an den Tag gelegt 
haben, das in den Südſtaaten beſtehende Inſtitut der Sklaverei ö 
zu gefährden. Der berühmte Juriſt, Judge Story, ein be- 
kannter Gegner des Südens, beſtätigt den Satz, daß ohne 
die Pflicht der Ausliefernug flüchtiger Sklaven, wie ſie 
durch die Verfaſſung feſtgeſetzt, eine Union niemals zu Staude 
gekommen wäre. Dieſe Auslieferung bildete eines der Grund— 
rechte der Südſtaaten, wurde aber vou vielen Nordſtaaten 
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gefliffentlich dadurch verletzt, daß fie Perſonalfreiheitsgeſetze 
(Personal liberty bills) einführten, durch welche die Wieder⸗ 
ergreifung der Flüchtigen verhindert, und die Südſtaaten ohne 
allen rechtlichen Schutz gelaſſen wurden. 

An dieſe politiſchen Urſachen reihen ſich die, welche dem 
religiöſen Gebiete angehören. 

Als unbeſtritten dürfen wir vorausſchicken, daß der Ameri⸗ 
kaner ſeinen Glauben und alles, was dahin einſchlägt, als eine 
feiner wichtigſten und ernſteſten Beziehungen anzusehen ge⸗ 
wohnt iſt. Bis vor etwa zwanzig Jahren hatten ſich die 
Religions⸗Geſellſchaften von politiſchen Beziehungen fern zu 
halten gewußt. Die Methodiſten waren die erſten, welche die 
Sklavenfrage in ihr religiöfes Gebiet zogen, und dadurch zwei 
Parteien hervorriefen. Später die Baptiſten und die Pres⸗ 
byterianer. Dieſe Trennung wurde aber mit einer ſolchen 
Leidenſchaft behandelt, daß die Gegner der Sklaverei es für 
unzuläſſig hielten mit denen, welche darüber eine andere Mei⸗ 
nung hatten, in einer und derſelben Religions-Geſellſchaft zu 
verharren. Mit dieſer religiöſen Spaltung allein war die 
Hoffnung als aufgegeben zu betrachten, eine politiſche Einig⸗ 
keit auf die Dauer zu erhalten. 

Ein anderer mächtiger Hebel für die Trennung war der 
Mißbrauch der Kanzel. Die Geiſtlichen des Nordens ent- 
blödeten ſich nicht von den Kanzeln herab ihre politiſchen An- 
ſichten, und zwar in fanatiſcher Weiſe zu verkünden. 

Die Verfaſſung, welche die Sklaverei anerkannte, wurde 
als „ein Bündniß mit dem Tenfel und ein Vertrag 
mit der Hölle“ dargeſtellt, und ſo die Berechtigung be— 
hauptet, die Verfaſſung, ſoweit ſie die Sklaperei anerkannte, 
für unverbindlich anzuſehen. Solche Lehren fanden um ſo 
größeren Eingang, als die frommen Zuhörer die von ihren Geiſt⸗ 
lichen ansgeſprochenen Behauptungen mit geringerer Selbſt⸗ 
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prüfung als Wahrheit entgegennahmen, als wenn fie von an- 
deren Lehrern gekommen wären, und ſo den Wunſch fana⸗ 
tiſcher Prieſter mit dem Worte Gottes verwechſelten. 

Auf die lernende Jugend aber waren ſolche fanatiſche 
Lehren um ſo nachhaltiger wirkend, als die ſo herangebildeten 
Volksvertreter und künftigen Mitglieder des Cougreſſes der 
Vereinigten Staaten, jene Irrlehren mit der Muttermilch ein⸗ 
ſogen, und anf jenes unbegründete Fundament das Gebäude 
ihres politiſchen Glaubens aufführten, wodurch ſie ſich von früh 
auf daran gewöhnten, die Verletzung der Verfaſſung vermöge 
eines höhern Geſetzes (higher law) für zuläſſig zu halten. 

Auch die ungerechten Schmähungeu, welche in Wort und 
Schrift nur zu häufig gegen den Süden ausgeſprochen wur⸗ 
den, trugen nicht wenig zum Bruche bei. Mit Unrecht wurde 
wiederholt behauptet, der Süden verletze die Geſetze in Betreff 
des Sklavenhandels, während es bekannt iſt, daß ſämmtliche 
Sklavenſchiffe, die von Amerika ausſegeln, entweder um 
zwiſchen Afrika und Cuba, oder zwiſchen Afrika und den 
Südſtaaten Handel zu treiben, nördliche Schiffe mit nörd⸗ 
lichen oder fremden Mannſchaften und von Capitaliſten des 
Nordens ausgerüſtet waren, während die Schande der Ver⸗ 
tragsverletzung dem Süden zugerechnet wurde. 

Mit gleichem Unrecht wird die notoriſche Anmaßlichkeit 
und Grobheit, welche in dem politiſchen Verkehr zwiſchen den 
Vereinigten Staaten und anderen Ländern ſtets hervorgetreten 
iſt, dem Süden zur Laſt gelegt. Und zwar aus dem hin⸗ 
fälligen Grnnde, weil die bisherigen Präſidenten meiſt ſolche 
waren, für die der Süden geſtimmt hatte. Fernerhin will 
der Süden ſein Recht Europa gegenüber nicht mehr mit Un- 
geſchliffenheit vertreten ſehen, ſondern mit derjenigen Höflich⸗ 
keit, die in anderen Ländern, nur nicht im Norden Amerika's, 
Gebrauch iſt. 
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Hierher gehören ferner die Verläumdungen des Südens 
durch den Norden. Es iſt bekannt, daß freibeuteriſche Unter⸗ 
nehmungen nicht ſelten von Amerikanern unternommen wor⸗ 
den. Dies iſt aber nur in ſehr ſeltenen Fällen vom Süden, 
in der Regel vom Norden ausgegangen. Da dergleichen Unter⸗ 
nehmungen am häufigſten die Inſel Cuba zum Schauplatz 
ihrer Thätigkeit machten, ſo wurde vom Norden aus ſtets 
behauptet, die Unternehmungen müßten vom Süden ausge⸗ 
gangen ſein, indem Cuba demſelben näher liege, dieſe Inſel 
auch, gleich wie der Süden, die Sklaverei geſtatte, endlich 
auch das Intereſſe des Südens dafür ſpreche, indem Cuba, 
als Mitglied der Vereinigten Staaten, präſumtiv mit dem 
Süden ſtimmen würde. Die Unhaltbarkeit dieſer Gründe er⸗ 
giebt ſich auf den erſten Blick in dem Umſtande, daß die 
Erwerbung von Cuba für die Vereinigten Staaten diametral 
gegen das Intereſſe des Südens ſein würde, indem dieſe 
Inſel ihren Bedarf an Arbeitskräften, reſpective Sklaven, als⸗ 
dann nach den Landesgeſetzen nicht mehr von Afrika beziehen 
würde, ſondern aus den ſüdlichen Staaten entuehmen müßte, 
welche ſchon jetzt über Mangel an Arbeitskräften klagen. Der 
Erwerb von Cuba würde daher den Verluſt der Arbeitskräfte 
für die Südländer zur unausbleiblichen Folge haben. 

Einen ähnlichen Beitrag zur Beförderung des Bruches 
zwiſchen dem Süden und Norden lieferte ſodann die Aus⸗ 
wanderung aus Europa. Der größte Theil dieſer Auswan⸗ 
derer, beſonders ſeit dem Jahre 1848, beſtand aus politiſch⸗ 
mißvergnügten, unvermögeuden, häufig vor dem Geſetz flüch— 
tigen, fanatiſchen und erbitterten Perſonen, welche in ihrer 
republikaniſchen Denkweiſe mit der Anſchauung des Nordens in 
Uebereinſtimmung ſtanden, in den wohlhabenden Südländern 
ihre geborenen Gegner erblickten, der verfaſſungsmäßig berech⸗ 
tigten Sklaverei mit einer rein idealen Auffaſſung entgegen 
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traten, welche, nachdem der der Bevölkerung bedürftige Norden 
ihnen die Aufnahme durch billigen Landesverkauf erleichtert 
hatte, mit wahrer Leidenſchaftlichkeit die Differenzen zwiſchen 
Süden und Norden benutzten, und das glimmende Feuer zur 
hellen Flamme des Unfriedens anfachen halfen. 

Mit ſchreiendem Unrecht iſt von dem Norden die Mei⸗ 
nung verbreitet worden, die Wahl des Herrn Lincoln ſei die 
ausſchließliche Urſache der Trennung der Union. In frevel⸗ 
hafter Abſicht hat der Norden dieſe Behauptungen aufgeſtellt, 
um den Süden in einem falſchen, rebelliſchen Lichte zu zeigen. 
Wir ſagen in frevelhafter Abſicht, denn niemals iſt dem 
Süden iu den Sinn gekommen, die Verfaſſungsmäßigkeit der 
Wahl Lincoln's zu beſtreiten. Es iſt daher unwahr, wenn 
der Norden verbreitet hat, der durch die früheren, in Ueber⸗ 
einſtimmung mit feinen politiſchen Wünſchen und der demo⸗ 
kratiſchen Anſchauung, erfolgten Wahlen früherer Präſidenten 
verwöhnte Süden habe den Gedanken nicht ertragen können, 
von einem Manne regiert zu werden, welcher einer anderen 
politiſchen Partei angehörte. Nein, nicht eine Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit der Wahl Lincoln's, der allerdings nur durch eine 
relative Stimmenmehrheit, die im Verhältniß zur Anzahl 
der Urwähler eine Minorität war, erwählt worden, ſondern 
andere Gründe führten die Losſagung von der Union herbei, 
und zwar die gegründete Beſorgniß, daß die Anſichten der 
Lincoln'ſchen Partei, einer Partei, die entſchieden feindſelig 
gegen den Süden geſtimmt war, ſehr bald das Uebergewicht 
im Congreß erlangen, und im Verein mit dem neuen Prä⸗ 
ſidenten, ihrem Geſinnungsgenoſſen, die Rechte der Südſtaaten 
verletzen würde; die gegründete Beſorgniß, daß dieſe Partei 
ſehr bald von Worten zu Thaten übergehen, und ihre ver⸗ 
faſſungswidrigen Reden in Anſehung der Sklaverei zur Aus⸗ 
führung bringen würde, wenn es zu ſpät geweſen wäre, an 
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ein Ausſcheiden zu denken. Das Ausſcheiden aus der Union 
hat der Süden ſeit langer Zeit ſchon für das letzte Mittel 
angeſehen, um den Untergang der conſtitutionellen Freiheit 
und Gerechtigkeit in Amerika zu vermeiden. Als nun Lincoln 
gewählt war, ſah der Süden, daß die lang gefürchtete Zeit 
gekommen, und daß es endlich nöthig war zu handeln, bevor 
die Freiheit auf immer verloren ging. 

Welche Bedeutung aber in der That hatte die Wahl 
Lincoln's? Lincoln war der ſiegreiche Candidat einer durch— 
aus nur einem Landestheile angehörigen Partei. 
Nie früher war etwas ähnliches geſchehen. Ein Präſident 
gewählt gegen die unanime Stimme des Südens, und ge⸗ 
wählt allein durch die Stimmen der Feinde des Südens! 

Wären die von dem Süden geforderten nothwendigen 
Sicherheiten gewährt worden, und hätte der Norden hin⸗ 
reichendes Vertrauen geboten für die getreue Beobachtung der 
Verfaſſung, wie es der Süden mit Recht verlangte, ſo würde 
ſich der Süden mit der Wahl Liucoln's zufrieden gegeben 
haben, und ein Ausſcheiden wäre vermieden worden. 

Kann ein Unbefaugener noch daran zweifeln, daß nun 
die Zeit gekommen war, wo der Süden, allein daſtehend, 
ohne irgend welche Sicherungen für die Aufrechthaltung der 
Verfaſſung, handeln mußte? Es konnten vielmehr die an⸗ 
geführten ſocialen und ökonomiſchen Urſachen, welche ſeit län⸗ 
gerer Zeit ihren uachtheiligen Einfluß gegen den Beſtand der 
Union geltend gemacht hatten, in Verein mit den politiſchen 
Urſachen nur die Ueberzeugung aufdrängen, daß die Zeit 
wirklich da war, wo die Freiheit, das Recht, die Wohlfahrt 
und die Ehre des Südens ihn zwingen mußten, diejenigen 
nur noch äußerlichen Bande aufzulöſen, welche ihn bisher an 
eine Union gebunden hatten, die längſt aufgehört hatte, im 
Geiſte der Verfaſſung zu beſtehen. 
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Drittes Rupitel, 
Der Krieg, 


I. Verfaſſungswidrigkeit desſelben. 


In der Verfaſſung der Vereinigten Staaten wird aus⸗ 
drücklich erklärt, daß der Congreß allein das Recht haben ſoll, 
Krieg zu erklären und Friedensverträge zu ſchließen. 
Im Falle wo Inſurrection oder Rebellion in einem Staate 
entſteht, verordnet die Verfaſſung, daß der Congreß die Be⸗ 
fugniß haben ſoll, die Milizen einzuberufen, um den geſetzlichen 
Zuſtand wiederherzuſtellen“). Wir haben uns bemüht, zu be⸗ 
weiſen, daß das Ausſcheiden eines Staates (Seceſſion) eine 
rechtmäßige Ausübung der Einzelnſouveränetät iſt; dieſelbe iſt 
daher weder Widerſtand gegen die Geſetze der Union, noch 
Inſurrection. Daraus folgt, daß ſelbſt der Congreß nicht, 
geſchweige denn der Präſident, das Recht hatte, der Seceſſion 
der Südſtaaten mit bewaffneter Macht entgegenzutreten. 

Wir erwähnen hierbei, daß in den Berathungen des 
Convents zu Philadelphia im Jahre 1787 der ſchon genannte 
Madiſon, in Betreff des Zwanges gegen einzelue Staaten, 
ſo weit ging, zu behaupten, daß ein jeglicher Zwang gegen 
einzelne Staaten zu widerrathen, vielmehr der Union nur 
das Recht zu vindiciren ſei, den widerſpenſtigen Staat von 
der Union auszuſchließen. Und es iſt bekannt, daß in Folge 
dieſer Darlegung Madiſon's nie wieder von einem Zwange 
der Union gegen Einzelſtaaten die Rede geweſen iſt. 

Auch Ex⸗Präſident Buchanan hat, wie bekannt, nach 
Eintritt der Seceſſion von Süd⸗Carolina in feiner Botſchaft 


18) Constitution. Art. I. Sect. 8. 
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an den Congreß vom 3. December 1860, erklärt, daß nach 
einer gründlichen Prüfung der Verfaſſung der Vereinigten 
Staaten, der Union kein Recht zuſtehe, der Seeceſſion eines 
Einzelnſtaates zu widerſprechen! “). 


II. Beginn des Krieges. 


Das im Jahre 1860 erfolgte Ausſcheiden des Staates 
Süd⸗Carolina wurde ſchon vorher als ein mögliches Ereigniß 
angeſehen, aber nichtsdeſtoweniger war die Meinung des Volkes 


10) Der Wortlaut der Botſchaft Buchanan's an den Congreß vom 
3. December 1860 iſt folgender: „Die Frage iſt kurz die: Hat die Ver⸗ 
faſſung dem Congreß die Macht übertragen, einen Staat, welcher ver⸗ 
ſucht aus der Union auszuſcheiden, oder ausgeſchieden iſt, mit Gewalt 
zu unterwerfen? Wird die Frage bejaht, fo kann dieſes Recht nur be- 
gründet werden auf dem Grundſatz, daß das Recht, einem Einzelnſtaat den 
Krieg zu erklären, oder denſelben zu bekriegen, dem Congreß übertragen 
ſei. Nach langem und ernſthaftem Nachdenken bin ich zu dem Schluſſe 
gelangt, daß keine dem ähnliche Ermächtigung, weder dem Congreſſe, noch 
irgend einem anderen Zweige der Föderal-Regierung delegirt ſei. 

Beim Durchleſen der Verfaſſung wird es klar, daß dieſes Recht ſich 
nicht aufgeführt findet unter den einzelnen aufgezählten, dem Congreſſe 
übertragenen Rechten. Weit davon entfernt, daß dieſes Recht dem Con⸗ 
greſſe übertragen ſei, iſt es ihm vielmehr ausdrücklich verſagt worden 
durch den Convent, welcher die Conſtitution verfaßt hat.“ 

In derſelben Botſchaft an anderer Stelle heißt es: „Ohne in zu 
große Einzelheiten einzugehen, muß man bekennen, daß die Berechtigung, 
gegen den Einzelſtaat den Krieg zu erklären, im Widerſpruch ſtehe mit 
dem Geiſt und den Einrichtungen der Verfaſſung. Das Ganze iſt, unſere 
Union beruht auf übereinftimmendem Willen, und kann nicht zuſammen⸗ 
gehalten werden durch das im Bürgerkriege vergoſſene Blut der Mit⸗ 
bürger. Kann ſie nicht beſtehen durch die Zuneigung des Volkes zu der⸗ 
ſelben, ſo muß ſie einſt untergehen. Der Congreß beſitzt mehr als ein 
Mittel, ſie zu erhalten, durch Verſöhnung; nicht aber iſt ihm das Schwert 
in die Hand gegeben, um ſie durch Gewalt zu erhalten.“ 
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im Norden nicht genug darauf vorbereitet, um dieſes Ereigniß 
mit dem ganzen Gewicht ſeiner Bedeutung zu würdigen. 
Der Süden hatte bereits bei verſchiedenen früheren Gelegen⸗ 
heiten gedroht, die Ausübung ſeiner Souveränetät zurückzu⸗ 
nehmen, und deswegen war der Norden, beſonders Neu⸗ 
England geneigt, die letztere Drohung wiederum nur für einen 
Schreckſchuß zu halten. 

Als der Convent Süd⸗Carolina's den Beſchluß faßte, 
die Union zu verlaſſen, wurden Bevollmächtigte nach der 
Föderal-Regierung entſendet, um den bei der Löſung von der 
Union erforderlichen Erörterungen ſich zu unterziehen und eine 
Einigung beider Theile über die gegenſeitigen Intereſſen 
herbeizuführen. Gleichzeitig wurde die Föderal- Regierung 
aufgefordert, ihre Truppen aus den Feſtungen des Hafens von 
Charleſton zurückzuziehen. Bekanntlich waren dieſe Feſtungen 
Föderal-Eigenthum, welches mit der Zuſtimmung Süd⸗ 
Carolina's erworben worden war. Süd⸗Carolina beftritt dies 
nicht, verlangte aber, daß die Föderal-Regierung die Feſtungen 
gegen Entſchädigung der für deren Anlegung aufgewandten 
Koſten räumen ſollte, da Süd-Carolina für die Zukunft für 
ſeine eigene Vertheidigung ſorgen würde, und in dieſem Falle 
die Föderal⸗Regierung keine weiteren Anſprüche auf Beibe⸗ 
haltung dieſer Feſten erheben konnte. Es verſtand ſich von 
ſelbſt auch, daß Süd⸗Carolina die Anweſenheit fremder 
Truppen innerhalb ſeiner Grenzen nicht zu dulden hatte. 

Der Präſident Buchanan wollte den Charakter der Be⸗ 
vollmächtigten, als Vertreter eines fremden Staates, nicht 
anerkennen, und lehnte den Antrag ab. 

Die Bevollmächtigten blieben jedoch in Waſhington zurück, 
gaben den Verſuch, die Anerkennung ihrer Forderungen zu 
erwirken, nicht auf, beſchränkten zu dieſem Zwecke aber ihr 
Verlangen ſogar, unter einſtweiliger Verzichtleiſtung auf die 
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Räumung der Feſtungen dahin, daß fie nur das Verſprechen 
verlangten, keine Truppen⸗ oder anderen Verſtärkungen dahin 
zu ſenden, wogegen Süd⸗Carolina ſich verpflichtete, die 
Feſtungen bei Charleſton nicht anzugreifen, vielmehr die kleine 
Beſatzung dort zu dulden, als eine Anerkennung des Eigen⸗ 
thumsrechtes der Föderal-Regierung. Ein ſolches Verſprechen 
wurde von Buchanan gegeben. Derſelbe theilte dem Congreſſe 
das Geſchehene in einer Botſchaft am 8. Januar 1861 mit 
und rechtfertigte ſein den Bevollmächtigten gegebenes Ver⸗ 
ſprechen vor dem Congreß durch den Wunſch, Feindſeligkeiten 
zu vermeiden, da Süd⸗Carolina erklärt habe, jeden Verſuch, 
Truppenverſtärkungen nach Charleſton zu ſenden, oder den 
Status quo der Feſtungen zu ändern, als eine Kriegserklärung 
anſehen zu müſſen. Der Präſident wollte einen blutigen Zu⸗ 
ſammenſtoß um ſo mehr vermeiden, als er noch immer hoffte, 
durch Mäßigung die Union zu erhalten. 

Als der Präſident Lincoln eingeführt wurde und vor 
verſammeltem Congreſſe den Eid auf die Verfaſſung leiſtete, 
erkaunte auch er die Bevollmächtigten als Vertreter eines nn⸗ 
abhängigen Staates nicht an, veranlaßte aber ſeinen Miniſter 
des Auswärtigen, Herrn Seward, ſich mit denſelben in einen 
Notenwechſel einzulaſſen, in welchem das von Buchanan ein⸗ 
gegangene Verſprechen auch nicht zum kleiuſten Theil wider⸗ 
rufen, mithin ſtillſchweigend anerkannt wurde. Herr Seward 
war für eine friedliche Beilegung, und ſeinem Einfluſſe bei 
dem Präſidenten gemäß, Anfangs auch dieſer. Dem Governor 
von Süd⸗Carolina, Pickens, aber verdanken wir die Auskunft 
über die Gründe, welche hierauf den Präfidenten Lincoln be⸗ 
wogen, nach Verlauf von mehreren Wochen, ſeine Politik 
plötzlich umzuändern. Nach dem Ausbruche des Krieges näm⸗ 
lich veröffentlichte Governor Pickens durch eine der Zeitungen 
Charleſton's den Hergang der ganzen Angelegenheit folgender⸗ 
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maßen: Der Präſident Lincoln habe verſprochen Fort Sumter 
zu räumen, und demnächſt beabſichtigt in einer republika⸗ 
niſchen Zeitung die Gründe für ſein friedliches Verfahren dar⸗ 
zulegen. Der betreffende Artikel habe als Gründe dieſes Ver⸗ 
fahrens angegeben — die Unmöglichkeit die Beſatzung von 
Fort Sumter zu verſtärken, da der Eingang des Hafens von 
Charleſton von den Truppen Süd⸗Carolina's beſetzt war, den 
Wunſch ein Blutvergießen zu vermeiden und die Erbitterung 
zwiſchen dem Norden und dem Süden nicht zu vermehren, 
ſowie dem von ſeinem Amtsvorgänger gegebenen Verſprechen 
treu zu bleiben. Dieſer Artikel ſollte die öffentliche Meinnng 
des Nordens, beſonders Neu⸗Englands, für eine friedliche 
Ausgleichung gewinnen, indem er zeigen ſollte, daß der 
Präſident Lincoln zu patriotiſch ſei, das Vaterland in einen 
Bürgerkrieg zu ſtürzen. Schon war der Artikel im Probe⸗ 
druck erſchienen und mit der Zuſtimmung des Herrn Lincoln 
verſehen, als plötzlich den Abend vor dem Tage, an welchem 
er erſcheiuen ſollte, und der Befehl an den Major Anderſon 
abgeſchickt werden ſollte, das Fort Sumter zu räumen, der 
Redacteur der erwähnten Zeitung den Befehl erhielt, den 
Artikel nicht zu veröffentlichen. Die Urſache dieſer plötzlichen 
Umäuderung war der Widerſpruch der einflußvollſten Repu⸗ 
blikaner, welchem Lincoln nachgab. Eine Miniſterialverſamm⸗ 
lung wurde berufen und der Beſchluß gefaßt, ſogleich Ver⸗ 
ſtärkuugen nach Fort Snmter zu ſenden. 

Die Gründe, welche dem Präfidenten von dieſen Repu⸗ 
blikauern angeführt wurden, waren: den Süden zu zwingen, 
den erſten Stoß zu geben, theils um das Gehäſſige des 
eigentlichen Friedensbruches demſelben zur Laft zu legen, theils 
um den nach ihrer Meinung nur allzu lau verfahrenden 
Nordeu durch Aufregung in eine kriegeriſche Stimmung zu 
verſetzen und die Herftellung einer Armee zu erleichteru, wäh⸗ 
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rend die republikaniſche Partei bei einer friedlichen Löſung 
der unausbleiblichen Vernichtung preisgegeben ſein würde, 
wobei dieſe zartfühlende Partei es der Beachtung unwerth 
hielt, Major Anderſon mit ſeiner Beſatzung zu opfern. Denn 
kein verſtändiger Menſch konnte ernſthafte Hoffnung hegen, 
Verſtärkungen nach Sumter zu bringen, da jedermann wußte, 
daß, wie erwähnt, die Erklärung allein, die Beſatzung jener 
Feſte verſtärken zu wollen, einer Kriegserklärung gleich er⸗ 
achtet werden, und daher ein ſofortiges Bombardement des 
Fort Sumter veranlaſſen würde. 

Dem urſprünglichen Programm des Präſidenten Lincoln 
gemäß, war den Bevollmächtigten Süd⸗Carolina's bereits zu⸗ 
geſichert worden, Verſtärkungen nicht nach Fort Sumter zu 
entfenden, als, wie angeführt, der Präſident plötzlich feine 
Politik änderte und Süd⸗Carolina hierin, der von ihm vorher 
ausgeſprochenen Erklärung gemäß, einen Friedensbruch er⸗ 
kannte. ö 

Dieſe beiſpielloſe Unzuverläſſigkeit beſtärkte die übrigen 
Südſtaaten in ihrem Mißtrauen gegen Lincoln und ſeine 
Partei, ſie zeigte ihnen deutlich im Voraus, weſſen ſie ſich 
von dem republikaniſchen Präfidenten zu gewärtigen hatten, 
und ſo war nichts natürlicher, als das alsbald nachfolgende 
Ausſcheiden der andern Südſtaaten. 

Man muß das Verfahren Lincoln's als ein reines Partei⸗ 
Manöver anſehen, wodurch er hoffte ein dauerndes Ueber⸗ 
gewicht für ſeine Partei zu gewinnen. Ganz richtig hat Lin⸗ 
coln auch berechnet, daß bei der zu erwartenden Aufregung, 
wenige Perſonen im Norden ſich darum bekümmern würden, 
die Verfaſſungswidrigkeit ſeiner Handlungsweiſe zu prüfen, 
und daß ſelbſt ſolche Wenige, die etwa auf eine Prüfung ein⸗ 
gehen wollten, kraftlos ſein würden, gegen den Pöbel, welcher 
ſeinem Verfahren Beifall klatſchen würde. 
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Bekannt ift es, wie dieſe Berechnung Lincoln's gelungen 
iſt, wie Fort Sumter bombardirt und nachher geräumt wurde, 
wie das Geſchrei nach Rache durch das ganze Land lief, indem 
der Präſident das Bombardement Fort Sumter's für Hoch⸗ 
verrath erklärte, während es in der That nur das Beginnen 
der zum eigenen Schutz nothwendigen Feindſeligkeiten nach 
einer vom Norden ausgegangenen Kriegserklärung war. 

Der nächſte officielle Act dieſes neuen Präſidenten, der 
erſt vor wenigen Wochen den Eid der Trene gegen die Ver⸗ 
faſſung geleiſtet hatte, war eine klare Verletzung auch dieſes 
Eides in dem Umſtande, daß er unbefugt, und in unmittel⸗ 
barem Widerſpruch mit der Verfaſſung ſelbſt, eine Armee von 
ſünfundſiebzig Tauſend Mann unter die Fahnen rief, um 
gegen die Freiheit und Rechte der Südſtaaten Krieg zu führen. 

Dieſe mit einem Eides- und Verfaſſungsbruche begin⸗ 
nende Regierung hat ſich demnächſt durch eine Reihe von 
Verfaſſungsbrüchen verunehrt, welche eben ſo, wie ſein erſter 
Verfaſſungsbruch den Präſidenten Lincoln als einen Mann 
charakteriſiren, der es zu einer Art gewerbsmäßiger Voll⸗ 
kommenheit gebracht hat, faſt ſämmtliche verfaſſungsmäßigen 
Rechte der bisherigen freien Amerikaner durch despotiſche Ge⸗ 
walt zu vernichten. 


III. Charakter des Krieges, ſeitens des Nordens als Mittel zur 
Erwerbung, reſp. Feſthaltung einer größern Macht, ſeitens des 
Südens als Sicherung der Unabhängigkeit und Freiheit. 


Das bisherige Gebiet der Vereinigten Staaten beſteht 
aus zwei weſentlich verſchiedenen Theilen, wovon der eine die 
vierunddreißig Staaten, der andere die Territorien ausmacht. 
Die Territorien enthalten nur eine wenig zahlreiche Bevöl⸗ 
kerung, denn ihre Lage, meiſtentheils weit im Innern und 
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ohne alle unmittelbare Verbindung mit dem Meere, iſt einer 
Anſiedelung ungünſtig. 

Von den vierunddreißig Staaten ſind funfzehn Süd⸗ 
ſtaaten oder ſ. g. Sklavenſtaaten, die ein Gebiet einſchließen, 
welches eben jo groß als das ſämmtlicher nennzehn übrigen 
Staaten iſt, ein Gebiet, welches für den Ackerbau viel werth⸗ 
voller iſt, als das der Nordſtaaten, während zu gleicher Zeit 
es einen Schatz von Minerallagern beſitzt. 

Dreizehn dieſer Südſtaaten ſind bereits formell aus der 
Union ausgeſchieden, ein anderer, Maryland, iſt nur durch die 
Anweſenheit einer Uniond- Armee an den laut gewünſchten 
Abfall gehindert, während der kleinſte, Delaware, noch bei 
der Union verblieben iſt. 

Die aus der Union ſchon ausgeſchiedenen Südſtaaten 
beherrſchen den Miſſiſſippi⸗Fluß, der ſämmtliche Ströme des 
Nordweſtens in ſich aufnimmt, und deſſen Mündungen. Der⸗ 
ſelbe bildet die natürliche Handelsſtraße für den Nordweſten, 
und gewährt den einzigen vortheilhaften Weg, über welchen 
die Handelsproducte nach dem Auslande verſchickt werden 
können. Der Nordweſten würde ohne dieſe Handelsſtraße faſt 
gänzlich von dem europäiſchen Geſchäftsverkehr ausgeſchloſſen 
ſein. Der dringende Vortheil des Nordens iſt dadurch be— 
dingt, den Nordweſten, den reichſten Theil ſeines Gebietes, 
nicht von der See ausgeſchloſſen zu ſehen. Der begonnene 
Krieg gewährt ihm daher das alleinige Mittel, einen ſolchen 
unſchätzbaren Schaden von ſich abzuwenden. 

Die freie Bevölkerung der Vereinigten Staaten betrug 
im Jahre 1860: 27,477,090 Seelen, die der Südſtaaten allein 
8,352,385, zu welcher Summe 3,952,738 Sklaven hinzutreten. 
Der Norden ohne die Südſtaaten würde hiernach eine Be⸗ 
völkerung von 19,124,705 Bewohnern haben. Er führt da⸗ 
her den Krieg, um eine mächtigere Nation zu bleiben, in 
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welcher er durch fein Uebergewicht das Ganze zu beherrſchen 
gedenkt. 

Wenn zu der freien Bevölkerung des Südens die Sklaven 
hinzugerechnet werden, ſo ergiebt ſich eine Seelenzahl von 
12,305,123. Da aber der Süden von jeher der Hauptmarkt 
für die Fabrikationen des Nordens, insbeſondere für Gegen⸗ 
ſtände gröberer Qualität, geweſen iſt, ſo führt der Norden 
den Krieg, um ſich 12%, Millionen Abnehmer für ſeine Er⸗ 
zeugniſſe zu erhalten. 

Der Süden, wie früher erwähnt, trägt verhältnißmäßig 
mehr als der Norden zur Unterſtützung der Föderal-Finanzen 
bei. Der Norden führt den Krieg, um dieſe größere Macht 
ſich unvermindert zu erhalten. 

Wenn es dem Süden gelingt, ſeine Trennung von der 
Union zu behaupten, ſo muß der Norden ſich gefallen laſſen, 
daß der Handel, welcher bisher über die nördlichen Städte 
gegangen iſt, alsdann unmittelbar zwiſchen Europa und ſüd⸗ 
lichen Häfen geführt werde. Zugleich wird der Norden einen 
ungeheuern Schaden für ſeine Schifffahrt erleiden, insbeſon⸗ 
dere ſein diesfalſiges Monopol an der atlantiſchen Küſte ver⸗ 
lieren. Dies will der Norden durch den Krieg verhindern. 

Eine ſichere Folge des Sieges der Südſtaaten würden 
weitere Staaten-Ausſcheidungen fein. 

Zunächſt würde unfehlbar aus ſchon angeführten Gründen 
der Nordweſten ausſcheiden, welcher nur in Gemeinſchaft oder 
im Bündniß mit dem Staate vortheilhaft beſtehen könnte, 
welcher die Miſſiſſippi⸗Mündungen beherrſcht. Er würde 
mächtig genug ſein, eine ſolche Trennung gegen den Norden 
durchzuführen und ſich den Süd⸗Conföderirten anſchließen, 
oder als ein ſelbſtſtändiger Staat ſich mit dem Süden in 
ein Bündniß einigen. 

Auch dürfte es nicht ausbleiben, daß demnächſt der Nord⸗ 
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weſten es ablehnen wird, feinen Koſtenbeitrag zu dem gegen- 
wärtigen gegen den Süden geführten Kriege zu zahlen, deſſen 
Verfaſſungswidrigkeit ihm mit der Zeit einleuchten wird. 

Am ſtillen Meere wird ſich demmächſt gleichfalls eine 
Conföderation bilden, indem Californien, Oregon und die dort 
liegenden Territorien durch ihre geographiſche Lage und ihre 
gemeinſchaftliche Trennung von den übrigen Staaten durch 
das Felſengebirge, naturgemäß auf eine ſolche Vereinigung 
angewieſen ſind. Ja wir wagen die Behauptung, daß ſich 
ſchließlich alle Staaten bis anf Neu⸗England, den eigentlichen 
und hauptſächlichen Friedensſtörer, von der Union losſagen 
werden. Und weil eben Nen-England ein ſolches fürchtet, 
iſt es von Anfang an eifrig bemüht geweſen, dem Kriege das 
Wort zu reden. 

Es iſt alſo Nichts natürlicher, als daß der Norden ſich 
bis aufs Aeußerſte bemühen wird, die Union zu erhalten, da 
ihm durch dieſelbe ſo große Macht und ſo viele Quellen des 
Reichthums geſichert werden. 

Nachdem wir den Charakter des Krieges ſeitens des 
Nordens beleuchtet haben, ſtellt ſich derſelbe fuͤr den Süden 
als eine Sicherſtellung ſeiner Unabhängigkeit und Freiheit dar. 

Schon oben iſt angedeutet, in wie vielfacher Beziehung 
der Norden gegen den Süden in der Union bevorzugt war, 
und wie nach der Wahl eines republikaniſchen Präfidenten 
die Beſorgniß im Süden ihren Höhepunkt erreichte, daß der 
letztere zu Gunſten des erſteren werde ausgebeutet werden, 
und wie dieſe Beſorgniß beim Hervortreten des Conflicts die 
Gemüther der Südländer bewegte, welche in aller Weiſe 
dennoch bemüht waren, eine gütliche Beilegung des Zwiſtes 
herbeizuführen. Der Erfolg aber hat auf das Evidenteſte 
bewieſen, wie gegründet dieſe Beſorgniſſe waren, und mit 
welchem Recht man im Süden fücchtete, die verfaſſungs⸗ 
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mäßige Freiheit und die Rechte desſelben würden durch ein 
republikaniſches Regiment gefährdet werden. Es iſt ja be⸗ 
kannt, daß die Preßfreiheit, welche früher allgemein als ein 
Schutz des Volkes gegen Tyrannei angeſehen wurde, jetzt im 
Norden mit Füßen getreten wird; es iſt bekannt, daß mehr 
als achtzig der anſtändigſten und einflußvollſten Zeitungen 
des Nordens unterdrückt worden, weil ſie wagten, Frieden 
und Mäßigung zu rathen; daß der Präſident Lincoln das 
Privilegium des Writ of habeas corpus, zu einer Zeit, wo 
dasſelbe nicht rite ſuspendirt war, willkürlich verletzt hat; daß 
einer der Richter des Circuit Court des Diſtricts von Co— 
lumbien als Gefangener in ſeinem Hauſe verhaftet und von 
Soldaten bewacht wurde, weil derſelbe gewagt hatte, furcht⸗ 
los ſeine Pflicht in Gemäßheit des Geſetzes auszuüben; daß 
Männer und Frauen verhaftet und auf bloßen Verdacht ins 
Gefängniß geſchleppt worden, obgleich die Verfaſſung ver⸗ 
ordnet, Niemand dürfe ſeiner Freiheit ohne die Beobachtung 
des vorgeſchriebenen Rechtsverfahrens beraubt werden; daß 
der Präſident die Legislatur eines Staates, Maryland, welchen 
er für verfaſſungstreu erklärte, verhaftet und auseinander ge⸗ 
jagt hat, während dieſelbe ſich geſetzmäßig verſammeln wollte; 
daß in dieſem Staate auch bei den Wahlen eine bewaffnete 
Macht die Stimmung des Volkes unterdrückt hat, durch die 
Drohung alle diejenigen zu verhaften, die gegen die Candi⸗ 
daten Lincoln's zu ſtimmen wagen ſollten; gleichzeitig auch 
militäriſche Wachen an den Wahlorten beauftragt waren, 
jener Drohung Nachdruck zu geben. Mit einem Worte, der 
Süden hat den vollſtändigen Untergang verfaſſungsmäßiger 
Freiheit im Norden erlebt, und willkürlichen Despotismus 
und Tyrannei an deren Stelle treten ſehen. 

Angeſichts dieſer Thatſachen führt der Süden den Krieg 
für die Ordnung, und für ſeine verfaſſungsmäßige 
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Freiheit und Unabhängigkeit. Die Völker der Süd⸗ 
ſtaaten find entſchloſſen, unabhängig zu bleiben, uud von der 
Gerechtigkeit ihrer Sache überzeugt, ſind ſie vereinigt, wie 
ein Manu, nnd entſchloſſen, eher unterzugehen mit Weib und 
Kind, als ſich der tyranniſchen Regierung des Nordens zu 
unterwerfen. 

Vermag irgend etwas ein Volk zu veranlaſſen, ſich mit 
Vertrauen und voller Hingebung zu ſchlagen, ſo iſt dies das 
Bewußtſein, daß es für ſeine Freiheit, ſeinen Heerd und ſeine 
Ehre kämpft. Dieſes Bewußtſein durchdringt das Volk des 
Südens, und ſeine Einmüthigkeit und Entſchloſſenheit thun 
dasſelbe kund. 


IV. Widerſprüche in den Angaben hinſichtlich der Motive 
des Krieges. 


Der Norden führt den Krieg gegen den Süden in der 
That nicht, um die Sklaverei dort abzuſchaffen. Dies ergiebt 
ſich aus allen Organen der nördlichen Preſſe, mit alleiniger 
Ansnahme der Blätter, welche wie uotoriſch einen fanatiſchen 
Standpunkt einnehmen, und in einer idealen Richtung gegen 
das Inſtitut der Sklaverei wüthen, theils um die unterſte 
Volksmenge aufzuregen und mittelſt derſelben die Regierung 
zu beeinfluſſen, theils um die Aufmerkſamkeit von dem 
Fehlen einer eigentlichen gegründeten Veranlaſſung zum 
Kriege abzulenken. 

Ja der Norden wünſcht überhaupt nicht einmal die Ab⸗ 
ſchaffung der Sklaverei in allen Südſtaaten, fondern nur in 
den nördlicher gelegenen, wie Delaware, Maryland, Virginien, 
Nord⸗Carolina, Tenneſſee, Kentucky und Miſſouri. Auch dort 
nur um ſeinen weißen Arbeitern höhere Löhne zu verſchaffen. 
Denn die plötzlich zur Freiheit gelangten Schwarzen des 
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Südens, die in ihrer ungewohnten Freiheit erfahrungsmäßig 
dem Unfleiß ſich hingeben dürften, wurden bald durch jene 
verdrängt werden. 

Der Norden aber will die Anſiedelung der Schwarzen 
in ſeinen Staaten nicht dulden, wie aus poſitiven Beſtim⸗ 
mungen ſeiuer Specialgeſetze hervorgeht, und wie ſich aus 
der jüngſten Botſchaft des Präsidenten Lincoln ergiebt, wel⸗ 
cher dem Congreſſe vorſchlägt, ein Gebiet zu erwerben, in 
welchem die während des jetzigen Krieges frei werdenden 
Sklaven ſich niederlaſſen dürfen. Mit einem Worte, die Ab⸗ 
ſchaffung der Sklaverei bedeutet im Norden Amerika's Nichts 
weiter — als größerer Raum und freieres Feld für 
den weißen Arbeiter. Nicht Menſchenliebe iſt die Trieb⸗ 
feder ſeines Handelns, wie dies ſo prahleriſch nach Europa hin 
auspoſaunt wird, ſondern das eigene Intereſſe; die nordiſche 
Menſchenliebe iſt ſo gering, daß dort kein weißer Arbeiter 
neben einem freien Schwarzen in Arbeit treten würde. 

Das Intereſſe des Nordeus ſelbſt ſpricht auch gegen die 
Abſchaffung der Sklaverei in den ſüdlicheren der Südſtaaten, 
denn in dem dortigen für Weiße uugefunden Klima würde 
der Baumwollenbau untergehen, und die Fabriken des Nordens 
eingehen, ſobald der Baumwollenbau von der Arbeitsluſt der 
frei gewordenen Schwarzeu abhängig gemacht würde. Davon 
abgeſehen iſt es nur die äußerſte Abolitions- oder republi⸗ 
kaniſche Partei, welche das Inſtitut der Sklaverei im Süden 
beſeitigen will, denn die nördliche demokratiſche Partei hat 
die Rechte des Südens immer beobachtet. 

Wiederholt hat die Regierung zu Waſhington, und deren 
Autorität wird von Niemand bezweifelt werden, erklärt, daß 
ſie weder die Abſicht noch den Wunſch habe, dem Inſtitut 
der Sklaverei entgegenzutreten. Die häufig wiederholten Be⸗ 
theuerungen Lincoln's, daß er den Krieg führe, nur um die 
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Verfaſſung (und damit verbunden die Sklaverei) aufrecht zu 
erhalten, laſſen ebenſowenig Zweifel übrig. Dies beſtätigt ein 
kürzlich ergangener Befehl Lincoln's an den General Fremont, 
damals Commandant der Unionstruppen in Miſſouri, wodurch 
die vom letzteren erlaſſene Proclamation inſoweit nicht ge⸗ 
nehmigt wurde, als Fremont die Sklaven aller rebelliſchen 
Herren für frei erklärt hatte. 

Im Laufe des letzteu Sommers, alſo ſchon während des 
Krieges, beſchloß der Congreß, es ſollten diejenigen Sklaven 
frei ſein, welche zu militäriſchen Arbeiten verwendet würden; 
er wagte aber nicht, alle Sklaven freizuſprechen, ſelbſt dann 
nicht, wenn deren Herren Dienſte bei der rebelliſchen Armee 
thaten. Man muß alſo annehmen, daß Lincoln die Sklaverei 
im Allgemeineu nicht antaſten wolle. 

Wie falſch und heuchleriſch iſt es nun ſeitens der Regie⸗ 
rung zu Waſhington, wenn fie ſich bemüht, den Gedanken in 
Europa zu verbreiten, der Zweck des gegenwärtigen Krieges ſei 
die Vernichtung der verwünſchten Sklaverei! Die Abſicht dabei 
iſt nur die, die Sympathie und die moraliſche Unterſtützung 
Europa's zu gewinnen, welche auf eiue andere Weiſe zu er⸗ 
werben, es ihm an all' und jedem Grunde gebrechen würde. 

Das Kriegsgeſchrei der Föderal-Regierung iſt vom An⸗ 
fang an die Union geweſen. Was bedeutet der Ausdruck, 
„der Krieg wird für die Erhaltung der Union ge— 
führt?“ Der Gedanke, daß der Norden ſich für die Union 
ſchlägt aus einer angeborenen innigen Liebe für dieſelbe, iſt 
ohne reelle Bedeutung. 

Senator Douglas ſagte in ſeiner Rede vor dem Senat 
der Vereinigten Staaten am 3. Januar vorigen Jahres: „Ein 
Krieg zwiſchen achtzehn Staaten auf der einen Seite, und 
fünfzehn auf der anderen, iſt eine meiner Ueberzeugung wider⸗ 
ſtrebende Sache. Für welchen Zweck wird der Krieg geführt? 
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Gewiß nicht um die Union zu erhalten. Sie können nicht 
erwarten, zehn Millionen Menſchen, deren Leidenſchaften anf- 
geregt ſind, durch die Beſorgniß, daß Sie in ihre Heimath 
eindringen, und in ihrer Mitte das Feuer des Aufſtandes an⸗ 
zünden wollen, zu vernichten. Sie müſſen daran denken ſie 
zu vernichten, oder zu unterwerfen, oder ſonſt, wenn Sie durch 
den Krieg ermüdet ſein werden, einen Vertrag mit ihnen zu 
ſchließen. Gleich iſt es, ob der Krieg ein Jahr danert, oder 
ſieben Jahre, oder dreißig Jahre, er muß ein Ende haben. 
Früher oder ſpäter werden beide Parteien ermüdet und er⸗ 
ſchöpft ſein, und, wenn ſie unfähig geworden ſich länger zu 
ſchlagen, ſo werden ſie einen Friedensvertrag ſchließen, und 
dieſer Vertrag wird einer für die Trennung ſein“ n. ſ. w. 
„Ich verſtehe dann nicht, wie ein Mann behanpten kann, daß 
er ein Freund der Union, und doch dafür eingenommen fein 
will, gegen zehn Millionen Menſchen in der Union den Krieg 
zu führen. Sie können es unter dem Vorwande der Liebe 
für die Union nicht länger verſchleiern“ u. ſ. w. „Wenn aber 
eine tief eingewurzelte Unzufriedenheit zehn Millionen Men⸗ 
ſchen ergriffen hat, welche jeden Mann, jedes Weib und jedes 
Kind durchdringt, und alles, was ihnen theuer iſt, in ſich 
faßt, ſo iſt es Zeit zu fragen, ob nicht eine Urſache für dieſes 
Gefühl vorhanden iſt“ u. ſ. w. 

Wenn der Ausdruck, Krieg für die Union, irgend 
welche Bedentung hat, ſo muß er heißen, ein Krieg für die 
Erhaltung des Gebietes und der Macht der Vereinigten 
Staaten. Ein Krieg aber zu dieſem Zweck iſt, wie früher 
bewieſen, ungerecht und verfaſſungswidrig, indem er das 
Grundprincip der Union, die Einzelnſouveräuetät verletzt. 
Es muß daher ein Eroberungskrieg ſein, der gegen den 
Süden geführt wird, ein Krieg, welcher revolutionär iſt, 
indem er die Umſtürzung beſtehender Rechte durch Gewalt 
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bezweckt. Der Süden beweiſt, dadurch, daß er gegen den 
revolutionären Gedanken kämpft, daß er wahrhaft conſer⸗ 
vativ ſei. 

Der Wahrſpruch Europa's über dieſen Krieg wird daher, 
wir bezweifeln es nicht, ſein, Machtvergrößerung und Er⸗ 
oberung ſeitens des Nordens, Schntz der Unabhängigkeit 
und des eigenen Heerdes ſeitens des Südens. 


Viertes Kapitel. 
Die Fähigkeit beider Theile zur Führung dieſes Krieges. 
I. Hülfsquellen an Mannſchaſten. 


Der Norden hat nach dem Ausbruche des Krieges den 
befreundeten Mächten die Mahnung zugehen laſſen, die Süd⸗ 
ſtaaten nicht anzuerkennen, da der Aufſtand binnen wenigen 
Wochen gänzlich unterdrückt ſein würde, und es hat in dieſem 
Sinne die dortige Regierung verſchiedene beruhigende Pro- 
clamationen an die dortige Bevölkerung erlaſſen, da ihr viel 
größere Hülfsquellen an Mannſchaften und Mitteln zu Ge⸗ 
bote ſtänden. 

Hat der Norden dieſes, ſein Europa gegebenes Ver⸗ 
ſprechen zu erfüllen vermocht? Durchaus nicht. Im Gegen⸗ 
theil die Poſition des Nordens iſt vom Tag zu Tage ſchlechter 
geworden. Denn die Unterdrückung eines Aufſtandes muß in 
dem aufſtändiſchen Gebiete geſchehen; dies Gebiet aber hat 
die nördliche Armee bis jetzt kaum betreten. Vermag nun der 
kühne Unterdrücker des Aufſtandes nicht einmal in das Gebiet 
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einzufallen, wo der hochverrätheriſche Aufſtand wüthet, ſo er- 
ſcheint das oben angedeutete Verſprechen als eine reine Prah⸗ 
lerei; die täglich ſich erweiſende Unfähigkeit, das Verſprechen 
auszuführen, gewährt dem Gegner die Zeit ſich zu rüſten, 
zu verſtärken, und Vertheidigungswerke aufzuführen, und mit 
zum Widerſtande ausreichenden Mitteln dazuſtehen, wenn 
wirklich die Stunde ſchlagen ſollte, in der der Verſuch zur 
Unterdrückung gemacht würde. 

Das Reſultat der nun bereits achtmonatlichen Kriegs⸗ 
führung beweiſt aber die Unfähigkeit des Nordens, ſeine 
Drohung auszuführen. Der Süden hat die Nordarmee, eine 
ungeheure Linie entlang, von Miſſouri bis Virginien, ange: 
halten, und hat bei jedem Verſuche des Feindes in das ſüd⸗ 
liche Gebiet einzudringen, denſelben zurückgeſchlagen. Jetzt 
ſogar haben die Föderaltruppen, ſich nach St. Louis zurück⸗ 
ziehend, den ganzen Staat Miſſouri, mit Ausnahme dieſer 
Stadt geräumt und der Südarmee überlaſſen; dieſelben 
weichen gegenwärtig auch vor dem vorſchreitenden Heere der 
Couföderirten in Kentucky; fie find nach langen vergeblichen 
Verſuchen, etwas Erhebliches in Weſt⸗Virginien zu erreichen, 
genöthigt worden, nach der äußerſten nordweſtlichen Ecke 
dieſes Staates zurückzugehen, um dort Winterquartiere bei 
Wheeling zu beziehen; und ſind nach zwei rieſigen Verſuchen 
in Oſt⸗Virginien einzudringen, beide Male total geſchlagen 
worden, bei Bull's Run und Ball's Bluff. Es hat dagegen 
während der ganzen acht Monate, der Süden den Feind 
von jedem Theile ſeines Gebietes, der früher beſetzt war, 
mit Ausnahme einiger ſtarken Feſtungen, welche vor der 
Seceſſion ſchon mit einer ausreichenden Beſatzung der Unions⸗ 
truppen verſehen waren, vertrieben, und jeden Verſuch des 
Feindes in den Süden einzudringen zurückgeſchlagen. Mit 
welchem Erfolge der Süden dem Norden Widerſtand geleiſtet 
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hat, bezeugen die Siege bei Great Bethel, Bull's Run, 
Springfield, Lexington, Ball's Bluff und Belmont. 

Was hat der Norden aber inzwiſchen gewonnen? Außer 
Hatteras und Port Royal Nichts. Der erſte Punkt iſt nur 
eine Sandbank, welche für den Norden ohne Bedeutung iſt, 
da dieſer Punkt während des Winters, wegen der Hoch— 
fluthen, nicht beſetzt bleiben kann, und da er nur bei dem 
gleichzeitigen Beſitz der übrigen Eingangs-Punkte für Schiffe 
an der nordcaroliuiſchen Küſte, mit dieſem Punkte zugleich 
den Zugang feindlicher Schiffe abzuſchneiden die Macht bieten 
würde. 

Port Ropal iſt der Eingang des Hafens von Beaufort, 
und hat den wenig bedeutenden Werth für den Norden, die 
von demſelben proclamirte Blockade an dieſem Punkte aus⸗ 
nahmsweiſe zur Wahrheit werden zu laſſen. Der Beſitz von 
ſolchen vereinzelten Punkten der ſüdlichen Küſte gewährt dem 
Norden keinen erheblichen Vortheil, wofern er nicht von dort 
aus in das Innere vordringen kann. Leider aber kann die 
nördliche Flotte nicht auf dem Lande ſegeln, und mit größeren 
Heeren hat er vergeblich bis jetzt verſucht, gegen ſüdliche 
Truppen etwas zu gewinnen, obgleich in allen Fällen, wo 
es auf dieſen Verſuch ankam, die begleitenden Umſtände bei 
weitem günſtiger für den Norden geſtaltet waren. 

Denſelben Widerſtand und denſelben Erfolg darf er er⸗ 
warten, wenn er es unternehmen ſollte, von Punkten der 
Küſte in das Innere des Landes vorzudringen. 

Beim Beginn des Krieges wurde von der Lincoln'ſchen 
Regierung die Erklärung abgegeben, bis 1. December 1861 
würde die Armee von Richmond, Charleſton, Mobile, New⸗ 
Orleans und Naſhville Beſig genommen haben. Jedermann 
weiß aber, daß keiner dieſer Orte genommen iſt. 

Woher nun dieſe Ueberſchätzung feiner Mittel? Wir 
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können nur antworten, daß obgleich der Norden ſehr reich, 
und bevölkerter als der Süden iſt, dieſer doch auch nicht ganz 
arm zu nennen, und daß verſchiedene Umſtände zuſammen⸗ 
treffen, um einen großen Theil der Bevölkerung des Nordens 
für den Waffendienſt unbrauchbar zu machen. 

In Betreff der Bevölkerung führen wir folgende Statiſtik 
aus dem Cenſus vom Jahre 1860 an, welcher am 13. Mai 
1861 von dem Department of State zu Waſhington ver⸗ 
öffentlicht worden iſt. Die Geſammt⸗ Bevölkerung der Süd⸗ 
ftanten, Delaware ausgenommen, ſtellt ſich dar, wie folgt: 


Hab a 529,164 Freie u. 435,132 Sklaven 
Arkanſass 324,323 = = 111,104 = 
N 718,686 = = 61,753 = 
Georgien 595,079 = = 462,250 = 
Weng 930,223 = = 225,490 
Louiſianaz 376,913 = = 332,520 = 
Maryland 599,846 =: = 87,188 - 
Milfiifinpt ..- - - 354,699 = = 436,696 = 
Miffouri ....-- 1,058,352 = = 114,965 = 
Nord-Garolinn ... 661,586 = = 331,081 = 
Sib-Garolinn ... 301271 - = 402,541 = 
Tenneſſee 834,063 = = 275,784 = 
EB. 2a. 420,651 = = 180,388 = 
Virginſen 1,105,198 = = 490,887 = 
Diſtrict v. Columbien 71,895 = = 3,181 


Summa 8,241,965 Freie u. 3,950,940 Sklaven 


Hierzu kommt das demſelben zuz urechnende Territorium 
von Neu⸗ Mexico, deſſen ganze freie Bevölkerung beträgt: 
93,517 Seelen, welche 
mit den freien Südländern 8,241,965 
zuſammen 8, 335,482 ausmachen. 
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Zieht man von der Geſammtbevölkerung der früheren 
Vereinigten Staaten, excluſive der Sklaven, im Betrage von 
27,477,090 
fein eme ab 0 sur aan m 8,335,482 
ſo verbleibt für die der Union anhängig ge⸗ 
bliebenen zwanzig Staaten und Territorien 
l 19,141,608. 
Es ſind dieſe beiden Zahlen von reſp. 8,335,482 und 
19,141,608 zwar nicht genau als die richtigen anzunehmen, 
da es feſtſteht, daß in einzelnen der aus der Union geſchie⸗ 
denen Südſtaaten ſich eine Anzahl Einwohner befindet, welche 
dem Norden ſich zugewandt, und demſelben ein Truppen⸗ 
Contingent geſtellt haben, ſowie es umgekehrt innerhalb der 
Nordſtaaten eine erhebliche Anzahl Solcher giebt, welche dem 
Süden anhängen, und welche dies dadurch zu erkennen ge⸗ 
geben haben, daß ſie hartnäckig verweigert haben, ein Truppen⸗ 
Contingent für die Nordarmee zu ſtellen. Dieſe, wenn wir 
ſie ſo nennen dürfen, Mißvergnügten bei beiden Parteien, 
gleichen ſich aber nicht nur unter einander aus, ſondern ſind, 
wie es zuverläſſig angenommen werden darf, in bei Weitem 
größerer Zahl im Norden vorhanden, wie ſchon aus dem 
Zahlenverhältniß 19,141,608 gegen 8,335,482 folgt, und 
auch daraus erſichtlich wird, daß die Geſammtzahl der füd⸗ 
lichen Mißvergnügten, welche der Nordarmee beigetreten, ſich 
nach der eigenen Angabe des Herrn Lincoln auf nur 40,000 
beläuft, während aus einem großen Theile von Illinois und 
aus einem kleinen Theile von Indiana, Californien und Dela⸗ 
ware, welche eine freie Bevölkerung von ungefähr 1,000,000 
Seelen in ſich ſchließen, nicht ein einziger Mann zu den 
Truppen der Nordarmee entſendet iſt. Wenn man nun an⸗ 
nimmt, daß von jenen beiden Summen, der reſp. 19,141,608 
und 8,335,482 Seelen, nur ein verhältnißmäßiger Bruchtheil 
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zu der waffen ⸗ reſp. arbeitsfähigen Bevölkerung gerechnet 
werden kann, ſo verſchwindet der anſcheinend große Unterſchied 
zwiſchen der dem Norden und dem Süden zur Dispoſition 
ſtehenden Mannſchaft, ſobald man in Betracht zieht, daß die 
ganze Summe der Arbeit des Nordens (welche, um nicht an 
dem unerläßlich Nöthigen Mangel zu leiden, geleiſtet werden 
muß) von der arbeitsfähigen reſp. waffenfähigen Bevölkernng 
in Abzug zu bringen, während im Süden auch nicht ein 
Mann abzuziehen iſt, weil daſelbſt nicht nur die unerläßliche 
nöthige, ſondern alle Arbeit von der unfreien Bevölkerung 
geleiſtet wird, die notoriſch in der Arbeitsfähigkeit der nor⸗ 
diſchen beträchtlich überlegen iſt, indem, wie allgemein bekannt, 
ein Schwarzer für den Landbau bedeutend arbeitsfähiger als 
ein beſoldeter weißer Arbeiter iſt, ja ſelbſt eine Schwarze in 
der Regel in der Arbeitskraft einem männlichen freien Arbeiter 
gleichkommt, nicht zu gedenken der von den ſchwarzen Kindern 
geleiſteten minder ſchweren Arbeiten, wogegen die Kinder der 
Weißen dem Schulzwange unterworfen ſind. 

Hieraus erklärt ſich, unſere Anführungen beſtätigend, daß 
der Norden eine größere numeriſche Macht als der Süden 
nicht hat in das Feld ſtellen können, und hieraus wird klar, 
daß die nordiſche Armee bisher nicht nur nicht im Stande 
geweſen iſt, den ſogenannten Aufſtand des Südens zu unter⸗ 
drücken, ſondern überall, wo er es gewagt hat, mit ſeiner 
Armee gegen den Süden vorzurücken, von dieſem total ge⸗ 
ſchlagen worden iſt. 


II. Die Seemacht. 


Es iſt nicht zu leugnen, daß der Norden eine große 
Ueberlegenheit über den Süden in ſeiner Seemacht beſitzt. 
Mit wenigen Ausnahmen iſt die ganze Marine der Vereinigten 
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Staaten dem Norden verblieben; aber die Wirkſamkeit der⸗ 
ſelben iſt, trotz der jüngften großen Vermehrung der Schiffe, 
dennoch wiederum bedeutend verringert worden, da ungefähr 
die Hälfte der See-Officiere der alten Marine Südländer 
wareu, welche bei dem Ausſcheiden der Südſtaaten den frü- 
heren Dienſt verlaſſen und ſich für den Süden an dem Kriege 
betheiligt haben. 

Es iſt uicht ſchwer einzuſehen, daß mit einer Seemacht, 
wie die des Nordens, in gewöhnlichen Fällen einer feindlichen 
Macht, welche eine gleich ſtarke Mariue nicht beſitzt, bedeu— 
tender Schaden zugefügt werden könnte. Ein ſolcher Nach⸗ 
theil kann aber im vorliegenden Falle für den Süden nicht 
eintreten, weil dieſer keine bedeutende Handelsflotte beſitzt, 
die von der nordiſchen Flotte vernichtet werden könnte. Ferner 
iſt es durchaus unmöglich für die Föderal- Regierung, eine 
wirkſame Blockade an der ganzen ſüdlichen Küſte durch irgend 
welche Flotte auszuführen, weil die ſüdliche Küſte eine Ans⸗ 
dehnung vou ungefähr 2400 Meilen hat, welche durch eine 
große Zahl von Baieu und Buchten, die nur für Schiffe 
leichter Ladungsfähigkeit zu benutzen ſind, zu viele Eingangs⸗ 
punkte hat, als daß alle Verbindung mit dem Auslande ab- 
geſchnitten werden köunte, ſelbſt wenn die blockirende Flotte 
noch einmal ſo ſtark wäre, als ſie iſt. 

Nach dem gegenwärtigen Völkerrecht erheiſcht anßerdem 
eine rechtmäßige Blockade, daß ſie vollſtändig und wirkſam ſei; 
es ſcheint alſo nur als eine reine Nachſicht ſeitens der euro⸗ 
päiſchen Mächte, daß dieſelben die von dem Norden procla⸗ 
mirte Blockade der ganzen Südküſte überhaupt anerkannt und 
ſo lange geduldet und beobachtet haben. 

In der That hat eine Blockade der ſüdlichen Küſte im 
eigentlichen Sinne des Wortes niemals exiſtirt, denn obgleich 
hier und da ein Kriegsſchiff ſich vor den Haupthäfen des 
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Südens gezeigt hat, ſo hat dies nur die Wirkung gehabt, 
den Seehandel zu gefährden, nicht aber ihn zu verhinderu. 
Der Eingang für Schiffe iſt in keiner Weiſe gänzlich ab— 
geſchnitten worden. Dies beſtätigt ſich durch die Thatſache, 
daß von der Zeit des Eintretens der ſogenannten Blockade an, 
bis zum folgenden November mehr als fünfhundert Schiffe 
die Blockade gebrochen haben. Die Regierung der Conföde⸗ 
rirten zu Richmond hat vor Kurzem Beweiſe dafür nach 
Europa geſchickt. Dagegen ſcheint die geringe Zahl der von 
der blockirenden Flotte gemachten Priſen gering im Vergleich 
mit der Zahl der Fälle, in denen die ſogenannte Blockade ge⸗ 
brochen worden iſt. 

Wenn es auf der anderen Seite wahr iſt, daß der Norden 
durch eine Zuſammenziehung ſeiner Kriegsſchiffe die Landung 
ſeiner Truppen bei gewiſſen Orten zu erwirken vermag, ſo 
iſt es nicht weniger wahr, daß eine ſolche Landung nur bei 
Hatteras und Port Royal verſucht worden. Dieſe Landungen 
find jedoch von untergeordneter Bedeutung, wie wir ſchon 
oben näher erwähnt haben. Die wichtigſten Punkte der Süd⸗ 
füfte find hinreichend befeſtigt, um jeden Angriff zurückzu⸗ 
werfen. Außerdem iſt es ſchon erörtert worden, daß die 
Beſitznahme ſolcher vereinzelten Punkte an der Südküſte von 
der Nordflotte nichts Anderes bedeutet, als die Blockade an 
dieſen Orten wirkſam zu machen, da das weitere Vordringen 
der nordiſchen Landtruppen von Südtruppen bis jetzt noch 
immer, in vielen Fällen unter dem Schutze ſtarker Erdwerke, 
unmöglich gemacht worden iſt. 

Der Süden beſitzt keine Seemacht, außer kleinen Schiffen 
und einigen Kanonenbooten, welche die Häfen zu bewachen 
beſtimmt ſind. Er hat nichtsdeſtoweniger eine Anzahl von 
Kaperſchiffen ausgerüſtet, welche, während ſie dem See⸗ 
handel des Nordens einen großen Schaden zufügen, zugleich 
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dazu dienen, die Aufmerkſamkeit der blockirenden Flotte zu 
feſſeln und unterdeſſen die Landung von Handelsfahrzeugen 
an der ſüdlichen Küſte zu ermöglichen. Das ſüdliche Kaper⸗ 


„ſchiff Sumter iſt durch feine zahlreichen Priſen bekannt, 


und Jedermann weiß, daß mehrere Kriegsſchiffe des Nor⸗ 
dens vergebens verſucht haben, dasſelbe zu nehmen. Auch 
iſt die erſt kürzlich erfolgte Verbrennung des nördlichen 
Schiffes, Harvey Birch, noch in ſo friſchem Gedächtniß, daß 
wir uns enthalten können, darauf näher zurückzukommen. 

Jedenfalls iſt durch die ſüdlichen Kaperſchiffe Eines erreicht 
worden, nämlich die Unſicherheit des Seehandels für den Nor⸗ 
den, was denn auch ſchon bewirkt hat, daß die Koften der Ver⸗ 
ſicherung nördlicher Schiffe in Europa ſehr erhöht worden find. 

Der ſchlagendſte Beweis für die totale Unfähigkeit des 
Nordens, die Blockade der Südküſte wirkſam zu machen, liegt 
in dem unwürdigen Verfahren der Lincolniſchen Regierung, 
welche keinen Anſtand genommen hat, eine Anzahl alter mit 
Stein beladener Schiffe an den Eingängen der ſüdlichen 
Häfen in das Meer zu verſenken. Abgeſehen von der Bos⸗ 
heit dieſer verbrecheriſchen Schandthat gegen die Civiliſation 
der jetzigen Zeit, welche der Sache des Nordens ſchon mehr 
Schaden gethan, als ſie jemals dem Süden wird zufügen 
können, bleibt die erfolgte Verſenkung nur ein Hinderniß an 
einer kleinen Stelle der Küſte, und es würde der Verſenkung 
von mehr als der geſammten Marine der Nordſtaaten be⸗ 
dürfen, um die Blockade auch nur einigermaßen zu verwirk⸗ 
lichen. 


III. Hülfsquellen an Ariegsmaterial. 


Wir haben ſchon oben an einer andern Stelle erwähnt, 
wie die für das Heer erforderlichen Mannſchaften, da im 
Norden Sklaven nicht exiſtiren, aus der Zahl der Arbeits⸗ 
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fähigen zu entnehmen find. Obgleich nämlich allgemeine 
Wehrpflicht im Norden eriftirt, dürfen die Wohlhabenden 
ſich für Geld durch Erſatzmänner vertreteu laſſen, und ſo 
geſchieht es, daß der Arbeiterſtand faſt ſämmtliche Soldaten 
zu liefern hat. Der Arbeiterſtand zerfällt hanptſächlich in 
Ackerbauer und Fabrikarbeiter, jene durchweg ſtarke Leute, 
dieſe aus ſchwächlichern Leuten beſtehend. 

Der Aushebungsmodus tft folgender. Nachdem die Fö⸗ 
deral- Regierung die Zahl beſtimmt hat, welche jeder einzelne 
Staat zu ſtellen hat, erläßt der Governor des einzelnen 
Staates zuerſt einen Aufruf zur Stellung von Freiwilligen; 
erſt ſoweit ſolche ſich nicht in der ausreichenden Zahl mel⸗ 
den, tritt die unfreiwillige Anwerbung ein. Freiwillige finden 
ſich verhältnißmäßig ſehr Wenige unter den Landbauern des 
Nordens, da dieſe noch keinen Arbeitsmangel empfinden; 
dagegen treten die Arbeiter aus den zahlreichen bereits in 
Stillſtand gerathenen Fabriken als Freiwillige ein. Die Armee 
erhält ſonach Schwächliuge für ihre Reihen, und die Regie⸗ 
rung überkommt die Verpflichtung deren brotloſe Frauen und 
Kinder zu ernähren; denn obſchon eine ſolche geſetzliche Pflicht 
noch nicht exiſtirt, ſo haben vor Kurzem deutſche Arbeiter 
Beſchlüſſe der Art angenommen, und die Regierung wird 
ſich ſchließlich auch dazu verſtehen müſſen, dem Hungertod 
der verlaſſenen Familien zu wehren. Auf dieſe Weiſe er⸗ 
wachſen der Regierung neue und enorme Ausgaben. 

So lange als die Regierung einen Credit genießt, kann 
ſie den Krieg führen, aber nicht länger; denn ſobald wie ſie 
ſich außer Stande zeigt, ihre Soldaten zu beſolden, deren 
große Mehrzahl zum Zweck des Erwerbes von Lebensmitteln 
in die Armee eingetreten iſt, wird man ſehen, daß es mit 
ihrem Patriotismus zu Ende iſt. Mag die Liebe für die 
Union noch ſo ſtark im Norden ſein, ſo lieben die Menſchen 
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auch Weib und Kind, fie werden dieſe nicht zu Haufe ver⸗ 
hungern laſſen, und das Jntereſſe der Selbſterhaltung wird 
ſiegen. Dann wird die Regierung ſich genöthigt ſehen, Frieden 
zu ſchließen, um nur eine Revolution im Norden ſelbſt zu 
vermeiden. 

Schon iſt der Handel in Allem, Kriegsbedürfniſſe aus⸗ 
genommen, im Norden untergegangen, und in der That ſind 
die Finanzen der Föderal-Regierung bereits hoffnungslos. 
Der Congreß hat zwar eine directe Stener beſchloſſen, bis 
jetzt aber iſt kein einziger Dollar auf dieſem Wege in den 
Staatsſchatz gefloſſen. 

Die Banken in den Hauptſtädten en allerdings durch 
Annahme der Foderal-Anleihe der Regierung Bedeutendes 
geleiſtet; aber ſie hatten auch keine Wahl, denn ihre Exiſtenz 
hing von der Regierung ab, welche ſonſt die Gewölbe der 
Banken ohne weitere Frage leer gemacht haben würde. Die 
Banken reichen aber nicht aus, um die nothwendigen Geld— 
ſummen zu verſchaffen. Die Volksanleihe und die Zollein⸗ 
fünfte vermöge des Morrill-Tarif-Geſetzes genügen nicht, 
die Koſten eines Krieges zu beſtreiten, welche ſich täglich auf 
zwei Millionen Thaler belaufen. Dies ergiebt ſich aus dem 
jüngſten Berichte des Finanz-Miniſters, Herrn Chaſe, an 
den Präſidenten. Dieſem Berichte gemäß wird das Budget 
des Finanzjahres (vom 1. Juli 1861 bis 1. Inli 1862) anf 
543,000,000 Dollars (754,152,777 preußiſche Thaler) ver⸗ 
anſchlagt, wovon nur 329,000,000 Doll. (456,944,444 Thlr.) 
zu erwarten ſind; weshalb ein Deficit von 214,000,000 Doll. 
(297,208,333 Thaler) bleibt. Herr Chaſe hat ſich genöthigt 
geſehen zu geſtehen, daß die Zölle nicht die veranſchlagten 
57,000,000 Dollars (79,164,444 Thaler), ſondern nur 
32,000,000 Dollars (44,444,444 Thaler) für das fiscaliſche 
Jahr 1862 einzubringen im Stande ſeien. 
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Angeſichts des großen Patriotismus des Nordens, feiner 
Banken und feines Reichthumes, ſieht die Regierung ſich ge: 
zwungen, ſich zur Einführung einer directen Steuer zu ent⸗ 
ſchließen, und demgemäß hat Herr Chaſe eine ſolche vorge— 
ſchlagen, welche 20,000,000 Dollars (27,777,777 Thaler), 
außerdem eine Einkommenſteuer, welche 10,000,000 Dollars 
(13,888,888 Thaler) einbringen ſoll. Wir glauben aber, daß, 
wenn der Steuereinuehmer im Norden anfängt, ſeine Finger 
in die Taſche des Vankee zu ſtecken, dieſer ſehr bald nach 
Frieden ſchreien wird. 

Der Finanz⸗Miniſter Chaſe hat den Plan gefaßt, um 
150,000,000 Dollars von dem Deficit der 214,000,000 Doll. 
zu decken, an die Stelle der Umlaufsmittel der Banken der 
einzelnen Staaten ein Föͤderal-Umlaufsmittel einzuführen, 
welches durch Föderal-Staats-Papier geſichert werden ſoll. 
Abgeſehen von dem Nachtheile, der den einzelnen Staaten 
durch den Umſturz ihrer Finauzſyſteme zugefügt werden würde, 
ſcheint dieſer Plan durchaus unausführbar, indem er für die 
eriſtirenden Sicherungen der Umlaufsmittel in den einzelnen 
Staaten eine ſchlechtere zu ſubſtituiren beabſichtigt. Wie dies 
den Finanzzuſtand zu verbeſſern vermag, hat uns nicht klar 
werden können. 

Das von der Föderal-Regierung ſeit dem Ausbruche des 
Krieges eingeführte Finanzſyſtem iſt ebenſo ſorglos als ver- 
derblich. Es wird beabſichtigt, das zur Führung des Krieges 
nöthige Geld durch Anleihe aufzubringen, die Mittel zur Be⸗ 
zahlung der Zinſen der einzugehenden Schuld durch direete 
Steuer zu decken, und auf dieſe Weiſe auch einen Reſerve⸗ 
Fond für die zukünftige Tilgung der Schuld ſelbſt zu ſchaffen. 
In Betreff der Tilgung der Schuld ſcheint es übrigeus, als 
wenn noch kein feſter Plan gefaßt worden iſt. 

Man ſieht deutlich, daß die Föderal- Regierung ſelbſt noch 
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nicht beſtimmt weiß, in welcher Art dereinſt das Kapital der 
aufzunehmenden Schuld wieder erſtattet werden ſoll, ihr viel⸗ 
mehr lediglich darum zu thun iſt, in ihrer bedrängten Lage 
in den Beſitz der ihr fehlenden, dringend nöthigen Geldmittel 
zu gelangen. 

Da nun die Banken nicht im Stande ſind, die erforder⸗ 
lichen ungeheueren Summen vorzuſchießen, ſo muß die Re⸗ 
gierung allerdiugs bald zu einer fremden Anleihe ſchreiten, 
und ſollte dies nicht zu ermöglichen ſein, ſo wird die Welt 
erfahren, daß die Foͤderal-Regieruug hoffnungslos bankerott 
iſt. Die Kapitaliſten Europa's ſind auch bekanntlich nicht 
geneigt die Gefahr einer amerikaniſchen Anleihe zu über⸗ 
nehmen, welche notoriſch auf gemeinſchaftliche Rechnung der 
vierunddreißig Staaten zu machen ſein würde, da ſie 
mit Recht glauben, daß dieſelbe im günſtigſten Falle von nur 
zwanzig Staaten getragen werden müßte. Auch genießt aus 
ſchon angegebenen Gründen die Föderal- Regierung kein Ver⸗ 
trauen wegen der Unzuverläſſigkeit in ihrer Finanz⸗Verwaltung. 
In der That iſt die Regierung zu Waſhington ſchon jetzt 
bankerott, und ſie ſucht nur es zu verſchleiern. Dies aber 
kann ſie nicht lange thun, und bald wird es allbekannt wer⸗ 
den. Wer in Europa wird ferner der Union Geld bieten, nach— 
dem man erfahren hat, daß bei einem möglichen Kriege mit 
Europäiſchen Staaten das ihnen angehörige in Amerikaniſchen 
Fonds angelegte Privatvermögen confiscirt werden koͤnnte? 

In dem Süden finden wir die Völker, wie einen Mann 
vereinigt, alle perſönlichen Intereſſen für das allgemeine Wohl 
aufopfernd, überzeugt, daß ſie für ihren Heerd und für ihre 
Freiheit kämpfen. Der Südländer iſt von dem Entſchluß be⸗ 
ſeelt, alles aufzuopfern, um ſeinen mit dieſem Kriege beab⸗ 
ſichtigten Zweck zu erreichen. 

In Anſehung des Aushungerns des Südens durch den 
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Norden, genügt es zu bemerken, daß der Süden notoriſch 
eine landbauende Region iſt und nicht nur ſeinen eigenen 
Bedarf reichlich erzeugt, ſondern in beträchtlichem Maße ſeine 
Producte exportirt, wie Mehl, Reis, Getreide, Bohnen, Zucker, 
Melaſſen, Schweine und Rindvieh. Jeder, der den verſchieden⸗ 
artigen Boden des Südens kennt, weiß, daß der Süden nicht 
in Gefahr kommen kann zu verhungern, um ſo weniger als 
jetzt die Ausfuhr ſo vieler Artikel nicht mehr ſtattfindet und 
die Erzengung derſelben in keinerlei Weiſe verringert worden 
iſt, weil die unfreie Arbeit des Südens durch den Krieg nicht 
geſtört wird. 

Der Süden beſitzt überdies einen Ueberfluß an Mine⸗ 
ralien, wie Eiſen und Blei, und eine große Zahl vorzüglicher 
Waffenfabriken. Die Eiſenfabrik in Richmond lieferte be⸗ 
kanntlich früher der Föderal-Regierung eine große Zahl von 
Geſchützen. Dieſe mit verſchiedenen anderen Fabrikſtätten in 
Virginien, Georgien, Tenneſſee, Kentucky, Charleſton und 
Neu⸗Orleans ſind im Stande mehr Waffen zu fabriciren, 
als der Süden gebranchen kann. 

Außerdem war der Süden beim Ansbruche des Krieges 
mit Waffen beſſer verſehen, als man es glanbte; der Norden 
behanptete ja damals ſchon, wie man ſich erinnern wird, daß 
der Süden vollſtändig bewaffnet ſei, während er felbft ohne 
Waffen ſich befand. Seit jener Zeit ſind Waffen in großer 
Zahl von Europa nach dem Süden geſchafft worden. Ein⸗ 
gerechnet diejenigen, welche dem Feinde in verſchiedenen 
Schlachten genommen worden ſind, leidet der Süden in 
keiner Art irgend welchen Waffenmangel. 

Wir haben vorher der Bewaffnung des Nordens nicht 
erwähnt, weil es ſich von ſelbſt verſteht, daß derſelbe Waffen 
von Europa beziehen kann, fo lange die Mächte Europa's 
nicht in Conflict mit ihm gerathen. 
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Obgleich der Vorrath an Kriegsmunition auf der Seite 
des Südeus beim Beginn des Krieges für einen langen Krieg 
nicht hiureichend war, ſo iſt die ſchon verbrauchte Quantität 
durch die den nordiſcheu Truppeu abgenommene Munition 
mehr als erſetzt worden, während zugleich große Quantitäten 
von Europa bezogen ſind. Was den Schießbedarf ferner au⸗ 
betrifft, ſo iſt Schwefel das Einzige, was der Süden nicht 
ſelbſt producirt, und dieſen ſowohl wie andere Kriegsmunition 
bekommt er entweder über Cuba direct durch die ſ. g. Blockade, 
oder über Mexico. Von dieſem letzteren Lande ſelbſt hat der 
Süden Kriegsvorrath verſchiedener Art bezogen, und trotz der 
. g. Blockade eriftirt jetzt eine ununterbrochene Verbindung 
zwiſchen dem Süden und Europa durch Mexico, auch kann 
der Norden den Süden dieſer Verbindung mit Europa nicht 
beranben, ſelbſt wenn er im Stande wäre, die Blockade der 
Südküſte wirkſam zu machen. 

Der Norden behauptet noch immer, daß die Südarmee 
mit Lebensmitteln und Bekleidung ſchlecht verſehen ſei. Nichts 
iſt falſcher als dies. Aus ſchon angeführten Gründen verlangen 
die Südſoldaten nur unterhalten und bewaffnet zu werden, 
und ein großer Theil derſelben verweigert alle und jede Be⸗ 
ſoldung anzunehmen, während Tauſende von reichen Soldaten 
und Officieren ſich vereinigt haben, um die ſämmtlichen Aus⸗ 
gaben der Organiſation und Uuterhaltung von ganzen Regi⸗ 
meutern zu tragen. Aus jedem Hauſe werden Artikel für die 
Bequemlichkeit der Soldaten geſchickt, und es iſt daher kein 
Grund erſichtlich, weswegen die Südarmee an irgend Etwas 
Mangel leiden ſollte. 

Ueberzeugt, daß dieſer Krieg für ihr wahres Intereſſe 
geführt wird, wetteifern die Südländer mit einander, in ihrem 
Beitrage zur Unterhaltung ihrer Vertheidiger und zur Uuter⸗ 
ſtützung der Regierung in der Führung des Krieges, damit 
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dieſelbe ſo wenig Laſt wie möglich zu tragen habe. Denn 
es iſt einerlei, ob die Regierung die Lebensmittel direct, oder 
das Geld zu ihrer Anſchaffung bekommt; inſoweit iſt Geld 
nur ein Mittel, und kann im erſten Falle entbehrt werden. 
Zum Verſtändniß des Gefühls der Südländer blicke man 
auf den Betrag der freiwilligen Beiträge von Lebensmitteln 
für die in Virginien ſtehende Armee allein, welche vom 
5. October bis zum 13. November 1861 bis auf eine Million 
Dollars (ungefähr 1,139,000 Thaler) ſtiegen, wobei keine 
freiwillige Gabe in Betracht gezogen worden, die einen gerin⸗ 
geren Werth als 100 Dollars (139 Thaler) hat. 
Luxusartikel ſind das Einzige, woran ein Mangel vorhan⸗ 
den iſt, und dieſe find die Südländer zu entbehren entſchloſſen. 
Kaffee und Thee find etwas knapp, aber von beiden werden ge⸗ 
nügende Quantitäten für den unerläßlichen Bedarf bezogen. 
Wir haben erwähnt, daß die unfreie Arbeit faſt unge⸗ 
ſtört geblieben iſt. Hierbei iſt auch erwähnungswerth, daß 
der Norden ſchon vor dem Ausbruche des Krieges, wie ſeit— 
dem beſtändig, den Süden mit Erregung eines Sklavenauf⸗ 
ſtandes bedroht hat, indem behauptet wurde, daß beim Be⸗ 
ginn der Feindſeligkeiten, ſpäteſtens aber bei der Ankunft 
der nordiichen Armee, die Sklaven ſich empören und die 
Brandfackel in die Häuſer ihrer Herren werfen würden. Die 
Südländer haben dies niemals gefürchtet, und die Erfahrung 
hat bewieſen, wie ſie Recht hatten, und der Norden im 
Irrthum war. Dies beſtätigend führen wir einen Auszug 
aus dem Journal of Commerce von Ende Novemberd 1861 
an. Dieſes bekannte Organ Lincoln's in Neu⸗ Jork berichtete 
Folgendes?): „Der (nordiſche) General Halleck hat Befehle 


20) Folgendes iſt der Wortlaut des Artikels des Journal of Com- 
merce: „General Halleck has issued orders, that in consequence 
of important information respecting the numbers and condition 
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erlaſſen, daß deswegen, weil wichtige Berichte über die Zahl 
und Zuſtände unſerer Truppen dem Feinde durch flüchtige 
Sklaven zugegangen ſeien, für die Zukunft keiner ſolchen 
Perſon geſtattet werden ſolle, innerhalb der Linien irgend 
welches Lagers oder der Truppen auf dem Marſch zu kom⸗ 
men, und daß ſolche, die ſich ſchon innerhalb der Linien be- 
finden, gleich aus denſelben entfernt werden ſollen.“ 

„Bei Fort Monroe wurde ebenfalls ſehr bald nach dem 
Ausbruche der Feindſeligkeiten die Entdeckung gemacht, daß 
die Schwarzen heimlich den Feind benachrichtigten. Iſt dies 
die Art und Weiſe, auf welche die ſchdarze Bevölkerung des 
Südens die Sache der Union unterſtützt, ſo iſt es deſto 
beſſer, je weniger wir von ihnen haben“ u. ſ. w. „In den 
vielen Erörterungen, welche die Sklavenfrage herbeigeführt, 
hat ſich nicht der kleinſte Beweis dafür herausgeſtellt, daß 
die Sklaven des Südens Freiheit und Waffen annehmen, 
oder daß ſie ſich für die Union gegen ihre Herren ſchlagen 
würden.“ 

Abgeſehen von der bekannten Anhänglichkeit der Schwar⸗ 
zen an ihre Herren, würde ein Sklavenaufſtand, wegen der 
Unmöglichkeit der Communication zu dieſem Zwecke auf den 


of our forces being conveyed to the enemy by fugitive slaves, no 
such person shall hereafter be permitted to enter the lines of any 
camp, or any forces on the march, and any now within such lines 
to be immediately excluded therefrom.“ „At Fortress Monroe too, 
it was discovered very soon after the breaking out of hostilities 
that the negroes were secretly giving information to the enemy. 
If this is the way the hlack population of the South serve the 
cause of the Union, the less we have of them the beiter.... In 
the many discussions which the slave-question has brought about, 
there has not as yet been elicited a particle of evidence that the 
Slaves of the South would accept freedom and arms, or would 
fight for the Union against their masters.“ 
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verſchiedenen Pflanzungen, nicht zu Stande kommen können; 
und wäre eine allgemeine Verſchwörung möglich, ſo iſt deren 
Ausführung nicht zu erwarten, da die Sklaven keine Waffen 
haben, und wenn ſie ſolche hätten, nicht davon Gebrauch zu 
machen verſtehen. Auch hat der Norden ſich bis jetzt zu 
ſchwach erwieſen, in das Innere vorzudringen, um den Skla⸗ 
ven Waffen in die Hand zu geben. 

Die conföderirte Regierung dagegen hat zur Beſtreitung 
der Kriegskoſten eine durch Deponirung von Rohſtoffen ge— 
ſicherte Anleihe aufgenommen; dieſe wurde aber ſofort al 
pari honorirt. 

Der Hauptunterſchied aber zwiſchen dem Finanz⸗Syſtem 
des Nordens und dem des Südens iſt der, daß dieſer Letztere 
entſchloſſen iſt, die zur Kriegsführung nothwendigen Mittel, 
ſoweit ſie noch fehlen ſollten, durch directe Steuer aufzu⸗ 
bringen; die Südländer unterwerfen ſich gern derſelben, ſie 
möge ſo beträchtlich ſein, als ſie wolle. 

Mit einem Worte, der Süden iſt nicht in ſo ſchlimmer 
Lage, als man meint; wäre ſeine Lage aber auch noch ſo 
ſchlimm, ſo ſind die Südländer entſchloſſen, eher jeden 
Mangel zu ertragen, als ſich dem Norden zu ergeben; ſie 
haben den gegenwärtigen Kampf zu einem Volks-Krieg ge⸗ 
macht, und werden ſiegen oder untergehen. 


IV. Armee - Organiſation. 


Eine der Haupturſachen der faſt ununterbrochenen Erfolge 
des Südens ſowie der häufigen Niederlagen des Nordens liegt 
in dem Unterſchiede der beiderſeitigen Armee-Einrichtung. 

Im Norden wurde die Unterdrückung des f. g. Auf 
ſtandes im Süden als eine ſehr leichte Arbeit angeſehen zu 
der Zeit, als Präſident Lincoln ſich darauf beſchränkte, eine 
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Armee von 75,000 Mann unter die Fahnen zu rufen. Dem⸗ 
gemäß ſtellten ſich Freiwillige in großer Zahl zu Waſhington, 
und wurden anf einen dreimonatlichen Dienſt im Diſtrict 
von Columbien, und zwar zur Vertheidigung der Föderal⸗ 
Hauptſtadt, Washington, angeworben. Jedermann weiß, wie 
dieſe Freiwilligen ſich benahmen, als ſie einige Tage vor 
Ablauf ihrer Dienſtzeit gegen Manaſſas geführt wurden. 
Mehrere Regimenter liefen den Tag vor der Schlacht, andere 
am Schlachttage ſelbſt fort und nach Hauſe. Mit dieſer 
Erfahrung über das Ungeeignete einer Anwerbung auf nur 
ſo kurze Zeit berechnet, wurde beſchloſſen, Freiwillige auf 
die ganze Dauer des Krieges einzuberufen. Dabei wurden 
anderweitige Mängel der Armee-Organiſation nicht beſeitigt, 
und ſchließlich hat man gegenwärtig fogar zu einer Zwangs⸗ 
Gonfeription ſchreiten müſſen. 

Wir wiederholen nur die Behauptungen der Preſſe nnd 
der Officiere der alten Unionsarmee im Norden, wenn wir 
die Einrichtung der nordiſchen Armee für unter aller Würde 
erklären. Es exiſtirt, beiſpielweiſe ein unverſöhnlicher Haß 
zwiſchen den Officieren ſowohl als den Soldaten des ſtehenden 
Heeres und den Freiwilligen, welche Letzteren dreißigmal ſo 
zahlreich als jene Erſteren ſind, als auch zwiſchen den im 
Heere befindlichen Eingeborenen und Natnralifirten. Der 
Norden behauptet, daß die in ſeiner Armee aufgenommenen 
Leute unübertrefflich ſeien in ihrer ſoldatiſchen Begabung, 
während überall ein entſchiedener Mangel an Subordination, 
kriegeriſchem Stolz und militäriſchem Geiſt hervortritt. Die 
vorherrſchende Trunkſucht, die überaus große Neigung zur 
Ausſchweifung und der geringe Grad von point d'honneur, 
welche einem Soldaten unentbehrlich find, dies alles ſind 
Eigenſchaften, welche die Mehrzahl der nordiſchen Soldaten 
als unbrauchbar characteriſiren. Der notoriſche Mangel an 
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Officieren für die Ausbildung der Leute, der Umſtand, daß 
die Freiwilligen hauptſächlich von Civiliſten und Politikern 
geführt werden, welche in die Armee eingetreten ſind, um 
politiſchen Einfluß zu gewinnen, die Unfertigkeit der Lente 
in dem Waffengebrauch, der Mangel an Standhaftigkeit und 
Hingebung, welche die Herzen ſolcher bewegen, die ſich für 
ihren Heerd ſchlagen, der Einfluß der mob-rule (Pöbelherr⸗ 
ſchaft) in der Armee und das Syſtem, wonach die Officiere 
faſt aller Grade von ihren eigenen Leuten gewählt werden, 
der Umſtand, daß die Armee hauptſächlich aus ganz vermö⸗ 
gens⸗ und beſchäftigungsloſen Menſchen beſteht, welche ſehr 
hoch beſoldet werden müſſen, um ſich zu ſchlagen, und die 
erwieſene Unfähigkeit der Generale und Feldofficiere, erklären 
genügend, weshalb eine alſo qualificirte Armee für völlig 
untüchtig angeſehen werden muß. Eine Armee, die Raub, 
Diebſtahl, Gewaltthätigkeit und Mord in ihrem Gefolge hat, 
und die aller Orten, wo ſie ſich gezeigt, die ſchändlichſten 
Spuren des rohen Barbarismus hinter ſich zurückgelaſſen hat; 
das iſt die Armee des Nordens! In der That iſt der Be⸗ 
griff der für einen Soldaten unerläßlichen Erforderniſſe dem 
Norden ganz fremd. 

Beim Ausbruche des Krieges fehlte es jogar dem Norden 
faſt gänzlich an einem geordneten Train und Verpflegungs⸗ 
weſen. Es hatte daher die Föderal-Regierung mit ungeheueren 
Schwierigkeiten zu kämpfen, um ihre Armee mit Kleidung 
und Lebensmitteln zu verſehen, da fie das Opfer treuloſer 
Speculanten wurde, und ſich ohnmächtig erwies, ſich von der 
mob- rule loszumachen, jo daß es z. B. nicht durchzuſetzen 
war, beſſere und billigere Kleidungsſtücke aus Europa zu ver⸗ 
ſchreiben, weil nordiſche Lieferanten in lauten Drohungen 
gegen die Regierung auftraten, für den Fall, daß jene Artikel 
nicht von ihnen entnommen würden. 
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Die Südarmee dagegen beſtand von Anfang an nur aus 
Truppen, die für die Dauer des Krieges geworben waren. 
Von der Ausübung eines Zwanges zum Kriegsdienſt iſt im 
Süden niemals die Rede geweſen. Jedermann verlangte beim 
Ausbruche der Feindſeligkeiten nur Waffen. 

Der Süden beſitzt eine genügende Anzahl fähiger Feld- 
und Regiments-Officiere. Die ſüdlichen Officiere, welche 
früher in dem ſtehenden Heere der Vereinigten Staaten 
Dienſte thaten, ſind ihren reſp. Staaten treu geblieben, in⸗ 
dem ſie den früheren Dienſt in der Unionsarmee verlaſſen 
haben und in den des vaterländiſchen Staates eintraten. Der 
Norden wagt auch nicht zu läugnen, daß bei der alten Unious⸗ 
armee die beſten Officiere Südländer waren. 

Bei der großen Zahl der in den Kriegsſchulen Virginien's 
und Kentucky's Erzogenen iſt ein Mangel an Officieren für 
die Ausbildung der Leute, welche von Kindheit an mit dem 
Gebrauch der Waffen bekannt ſind, nicht zu erwarten. Wäh⸗ 
rend, wie wir oben ſahen, im Norden Civiliſten und Poli⸗ 
tiker die Soldaten anführen, ſind die Officiere des Südens 
Militärs. 

Die Tüchtigkeit der Generale hat ſich auch durch die 
Ereigniſſe des Krieges beſtätigt. Die Namen Davis, Bragg, 
Beauregard, Hardee, Heuger, Johnſon, Johnſton, Lee, Mag— 
ruder, Price und Twiggs haben einen europäiſchen Ruhm er⸗ 
worben und ſprechen für die Nichtigkeit unferer Behauptungen. 

Eine bekannte Behauptung des Nordens war die, daß 
die Südländer ſich einer ſtrengen Kriegszucht zu fügen un⸗ 
fähig fein würden. Die Erfahrung hat das Gegentheil be- 
wieſen. Der Süden bietet in ſeiner größtentheils aus den 
erſten und reichſten Bürgern beſtehenden Armee ein Bild, 
welches faſt ohne Gleichen in der Geſchichte daſteht. Die 
Südländer ſind von Kindheit an mit dem Gebrauch der 
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Waffen bekannt, und da ſie den Befehl zu führen gewohnt 
ſind, unterwerfen ſie ſich um ſo viel leichter einer ſtrengen 
Diſciplin. Sie ſind mit kriegeriſchem Geiſte beſeelt und haben 
ſich als ausgezeichnete Soldaten erwieſen. Kein Fall des Auf⸗ 
ruhrs iſt in der ſüdlichen Armee vorgekommen; aber notoriſch 
iſt es, daß ganze Regimenter im nordiſchen Heere wegen Empö— 
rung zu wiederholten Malen entwaffnet und entlaſſen worden 
ſind. Nur zu häufig bringen die Waſhingtoner Zeitungen Be⸗ 
richte über die Nordarmee, wonach beim Exerciren Soldaten, 
aus den Gliedern hervortretend, ihre Vorgeſetzten niedergeſchoſſen 
haben. Fälle dieſer Art ſind im Süden völlig unerhört. 

Wie ſchon früher erwähnt, war der Süden beſſer vor— 
bereitet den Krieg zu führen, als man gewöhnlich denkt. Zwar 
beſitzt er jetzt keinen ſo guten Train, wie der Norden nach 
ſeiner Lage und feinen Communicationsmitteln haben könnte; 
er kann ſich jedoch eher ohne einen ſolchen behelfen, weil der 
Krieg leider in ſeinem eigenen Lande geführt wird, und Eiſen⸗ 
bahnnetze ihm zu Gebote ſtehen, welche ihn in den Stand 
ſetzen, auch mittelft dieſer Kriegs-Transporte auszuführen. 

In Verbindung mit dem Enthuſiasmus der Südarmee 
exiſtirt bei den Soldaten ein Vertrauen in die Fähigkeit ihrer 
Officiere und in ihre eigene Ueberlegenheit über den Feind, 
welche den nordiſchen Soldaten unbekannt iſt. 

Die Kriegsführung des Südens hat ſich in einem hohen 
Grade vorzüglicher als die des Nordens erwieſen; ſie hat es 
verſtanden, dem Anmarſche feindlicher Truppen ſtets rechtzeitig 
eine ausreichende Truppenzahl entgegenzuführen, ſodaß jene 
bis jetzt noch Nichts ausgerichtet haben. 

Die Tüchtigkeit beider Armeen wird nach ihren Leiſtungen 
beurtheilt werden, und danach hat die Südarmee keinen Grund 
die Armee des Nordens zu beneiden. 


74 


V. Dauer des Arieges. 


In Gemäßheit der vorangeſchickten Betrachtungen darf 
man unſerer Anſicht nach annehmen, daß der Süden, obgleich 
er viele Nachtheile aus Anlaß eines fo großen Krieges er⸗ 
leiden muß, die Fähigkeit und die Mittel beſitzt, den Ver⸗ 
theidigungskrieg für eine lange unbeſtimmte Zeit zu führen. 

Der Norden bedarf dagegen eines kurzen und entſchei⸗ 
denden Krieges, denn ſeine Finanzen, die ſchon wanken, müſſen 
bald auseinander fallen. 

Schon jetzt treten die Zeichen zukünftiger Störungen 
zwiſchen der demokratiſchen und der republikaniſcheu Partei 
hervor, zwiſchen der eingeboreuen und eingewanderten Be⸗ 
völkerung. 

Es herrſcht keine Einigkeit des Rathes und der Abſicht 
in dem Cabiuet des Präſidenten Lincoln, welches geſpalten 
iſt, und deſſen Mitglieder in offenem Zwieſpalt ſtehen mit 
Bezug auf die Mittel und den Zweck der Kriegsführung. 

Der Socialismus hat ſein Haupt ſchon in Neu-England 
und bei der vom Auslande eingewanderten Bevölkerung er⸗ 
hoben. 

Der niederdrückende moraliſche Einfluß ununterbrochener 
Niederlagen und beſtändig anwachſender Verarmung bietet 
den Anlaß, daß die Zwietracht ihr zerſtörendes Haupt erhebt, 
und die Parteien an einauder hetzt, von denen eine der an⸗ 
deren die Urſachen der großen Unglücksfälle zuſchreibt. Diefer 
innerlich wüthende Hader verkündet bereits deutlich genug das 
Heranuahen und den salıigen Ausbruch einer Revolution 
im Norden. 

Das Klima der Südſtaaten läßt längere kriegeriſche Ope⸗ 
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rationen im Laufe eines Jahres nicht zu, weil während des 
hohen Sommers wegen übergroßer Hitze die Kriegsführung 
uumöglich iſt, in dem nördlicheren Theile aber auch den 
Winter hindurch bei abwechſelnder Kälte und Näſſe die Land⸗ 
ſtraßen unbrauchbar werden; anderntheils ift die Ausdehnung 
des verhältnißmäßig gering bevölkerten ſüdlichen Gebietes eine 
ſo große, daß ſchon dadurch der Norden gezwungen iſt, den 
Krieg kurz und in ſchnellen Schlägen zu führen, um nicht 
unterzugeheu. 

Daher erklärt es ſich, daß die nördliche Regiernug, da 
eine eigeutlich begeiſternde Idee für den Krieg, wie ſie bei 
dem Süden vorhanden iſt, dem Norden fehlt, allerhand lügen⸗ 
hafte Vorwände verbreitet, um das allgemeine Intereſſe für 
den Krieg anzuregen, und nicht erkalten zu laſſen. Daher der 
Vorſchlag des Kriegsminiſters, die Sklaven zu bewaffnen, 
damit ſie ſich gegen ihre Herren ſchlageu, daher auch die dem 
nordiſchen Volk von Demagogen gemachte Vorſtellung, daß 
ohne die Aufhebung der Sklaverei Nichts durch dieſen Krieg 
erreicht werden könne. Ein recht aufrichtiges Geſtändniß, wel⸗ 
ches aber keine andere Bedeutung hat, als die Abſicht, den 
Norden aufzuregen. Sollte die Aufhebung der Sklaverei 
ſeitens des Nordens wirklich beſchloſſen werden, ſo würde 
dies, abgeſehen von der Unmöglichkeit der Ausführung, nur 
als ein Ausdruck der Rache angeſehen werden können. Daher 
endlich die Täuſchung der Bevölkerung des Nordens, welcher 
man vorgeſpiegelt hat, daß in jedem Südſtaate, Süd⸗Carolina 
vielleicht ausgenommen, die Mehrzahl der Einwohner noch 
immer der Union zugethan ſeien, nur durch eine bewaffnete 
Minorität unterdrückt, und die Ankunft einer Unionsarmee 
willkommen heißen würde. Ohne ſolche Aufregungsmittel 
oder einen ſchleunigen Sieg wird das nordiſche Volk Herrn 
Lincoln bald zwingen, Frieden zu ſchließen. 
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Der Süden iſt ſich dieſer Thatſachen wohl bewußt, und 
hat bei einer langſamen Kriegsführung Nichts zu befürchten, 
da er weiß, daß dadurch ſein Feind zu Grunde gerichtet 
wird. 


Fünftes Kapitel, 
Schluß. 


Niemand wird jetzt noch die Behauptung wagen, daß 
die Urſachen der Abneigung des Nordens und des Südens 
durch dieſen Krieg beſeitigt werden können. Im Gegentheil, 
der Krieg hat alle Leidenſchaften der Südländer hervorge— 
rnfen, und nicht nur das ſchon gering geweſene Vertrauen 
derſelben in den Norden gänzlich vernichtet, ſondern er hat 
an die Stelle dieſer Abneigung der Südländer gegen die 
Yankees einen tödtlichen und unverſöhnlichen Haß treten 
laſſen. 

Sollte der Süden aber mit Gewalt der Waffen der 
Union wieder einverleibt werden, ſo iſt nicht zu erwarten, 
daß das Volk, welches gegen ihn einen ſo ruchloſen Krieg 
geführt hat, ihm die Ausübung feiner früheren verfafſungs⸗ 
mäßigen Rechte geſtatten würde, oder daß denjenigen, welche 
jetzt als Hochverräther charakteriſirt werden, erlaubt werden 
dürfte, im Congreß zu ſitzen, und ſich an den Geſchäften des 
Landes zu betheiligen in Gemeinſchaft mit denen, welche un— 
verändert bei der Union verblieben ſind. Dies voransſehend 
und weil der Süden nach ſeinen Siegen ſeine eigene Stärke 
kennen gelernt hat, iſt er entſchloſſen, nöthigenfalls Wider⸗ 
ſtand zu leiſten, „bis jedes Thal von dem Rio Grande bis 
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zum Potomac von Blut überfließt, bis jede Bergſpitze mit 
den Gebeinen ſüdlicher Kämpfer bedeckt iſt.“ 

Zur Stunde wird die Regierung der Confoͤderirten— 
Staaten Amerika's mit Ordnung und Würde verwaltet. In 
den einzelnen Staaten werden die verſchiedenen Functionen 
der Regierung ebenſo ruhig geübt, wie vor dem Ausbruche 
des Krieges. Man hat es nicht nöthig befunden, den Habeas- 
Corpus-Act zu ſuspendiren, Zeitungen zu unterdrücken oder 
Perſonen ohne Anklage zu verhaften und ins Gefängniß zu 
werfen, um dadurch die Ordnung zu erhalten. 

Die Conföderirten-Staaten liefern das Bild einer gut 

organiſirten Regierung, welche nicht nur de jure, wie im 
erſten Kapitel bewieſen worden, beſtehen darf, ſondern auch 
de facto beſteht. Dieſe Regierung verlangt keine Inter⸗ 
vention europäiſcher Mächte, damit ihr Beſtehen geſichert ſei. 
Sie iſt für ſich ſtark genug, um ſich zu behaupten. 

Aber die Conföderirten-Staaten wünſchen den Eintritt 
in die Geſellſchaft der Völker und ihre Anerkennung als ſelbſt⸗ 
ſtändige Staaten durch die Mächte Europa's. Und darauf 
geben ihnen ihre bisherigen Leiſtungen einen Anſpruch. 
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Berlin, Druck von Guſtav Schade. 
Marienſtraße Nr. 10. 


Zu verbeſſern: 


S. 24 Z. 8 von oben: denen ſtatt den. 
24 6 unten: werden ſtatt während. 
26 „3 oben: in letzterer ſtatt im letztern. 
: 30 9 unten: hinter Territorium iſt hinzuzufügen: nördlich 
| 360, 30’ Breite. 
ö 30 5 = nnten: hatten ſtatt haben. 
30 2 » unten: war ſtatt tft. 
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